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In den vergangenen Jahren wurde es am Standort Schön-
brunner Straße immer enger. Die Räume sind auch hin-
sichtlich Technik, Kühlung und Praktikabilität deutlich 

in die Jahre gekommen. Für eine Renovierung wären hohe 
Investitionskosten notwendig geworden, ein neuer Standort 
war unumgänglich. Der Kammervorstand war der einhelligen 
Auffassung, dass Akademie und Kammer räumlich nicht ge-
trennt werden sollten. Nach langer und intensiver Suche wurde 
ein neuer Standort im QBC (Quartier Belvedere Central) am 
Wiener Hauptbahnhof gefunden.

Die Nachfrage nach den Angeboten der Akademie ist in 
den letzten Jahren enorm gestiegen. Unser Berufsstand hat sich 
in den letzten 20 Jahren, die wir im U4-Center in Meidling 
waren, nahezu verdoppelt. Deshalb hat sich der Vorstand der 
KSW – fraktionsübergreifend einstimmig – für einen neuen 
Standort entschieden.

Der Hauptbahnhof ist mit einer Fläche von 109 Hektar 
eines der größten Infrastrukturprojekte der letzten Jahrzehn-
te. Rund um den Bahnhof ist ein ganz neues Stadtviertel ent-
standen.

Trotz pandemiebedingter Lockdowns konnte der Bau des 
QBC fristgerecht fertiggestellt und die Räumlichkeiten an 
ASW und KSW im Jänner dieses Jahres übergeben werden. 
Die Akademie ist bereits seit 15. März an den neuen Standort 
übersiedelt, die Kammer nahm ihren Betrieb mit 19. April am 
Hauptbahnhof auf. 

Wir alle hoffen natürlich, dass wir die Pandemie schon bald 
in den Griff bekommen werden und die neuen Räumlichkeiten 
dann uneingeschränkt mit frischem Wind beleben können. 

Moderner und besser erreichbar
Die neuen Räumlichkeiten umfassen zwei Stockwerke im 
Bauteil 2 des QBC. Der künftige Standort ist State of the 
Art, hinsichtlich der modernen Ausstattung der Seminar- und 
Büroräumlichkeiten und betreffend die Infrastruktur. Für die 
Mitglieder und Seminarteilnehmer, die – hoffentlich bald wie-
der zahlreich – mit dem Zug oder dem Flugzeug anreisen wer-
den können, werden ASW und KSW leichter und schneller 
erreichbar sein. Auch für die Wiener ist das QBC sehr gut gele-
gen und mit U-Bahn, Schnellbahn, Autobussen und Straßen-
bahnen leicht erreichbar. Außerdem gibt es Fahrrad-Highways 
und die Tiefgaragen sind mit E-Ladestationen ausgestattet. 

Freuen Sie sich also auf das neue QualitätsBildungsCenter, 
wo Aufnahme von Wissen und die Kommunikation mit Vor-
tragenden und KollegInnen noch mehr Freude machen soll 
und wird! 

Modernste Seminartechnik, angenehmes Ambiente und 
beste Erreichbarkeit bedeuten einen merkbaren Sprung in eine 
neue Ära für KSW und ASW. Die Akademie wird ihren Teil-
nehmerInnen – sobald Präsenzveranstaltungen wieder möglich 
sind – einen noch höheren Wohlfühlfaktor bieten. 

Die positive Auswirkung einer schönen Lernumgebung ist 
hinlänglich bekannt. Gerhard Stangl, unser ASW-Direktor, 
ist sicher, dass dies im neuen QualitätsBildungsCenter merk-
bar sein wird und sich der Berufsstand mit seiner proaktiven 
Einstellung zum „LebensLangLernen“ diese Flagship-Location 
zweifelsohne verdient hat.

Auch imagemäßig entspricht der neue Standort unserem 
Berufsbild, so wie wir StB und WP uns selbst verstehen und 
sehen: serviceorientiert, innovativ, modern und vernetzt.

Ihr Klaus Hübner	 n

ZUM AUTOR
Klaus Hübner  
ist Präsident  
der ÖGSW
office@
klaushuebner.at

Ein neuer Standort
Im heurigen Frühjahr sind KWS und AWS in neue Räumlichkeiten 
übersiedelt. Das Quartier Belvedere schafft frische Möglichkeiten 

für den Berufsstand. Von Klaus Hübner

Der neue Standort in der Nähe des Wiener 
Hauptbahnhofs entspricht unserem Berufsbild: 
innovativ, modern und vernetzt.
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Pensionsrückstellungen belasten 
die Bilanzen der Unternehmen 
immer stärker. Um für künftige 

Entwicklungen gerüstet zu sein, sollten 
sie deshalb das Thema „alte Pensions-
zusagen“ möglichst schnell anpacken. 
Denn: Die begünstigte Auslagerung 
von Pensionsrückstellungen in eine 
Pensionskasse gem. § 124 EStG ist 
nur mehr bis Ende 2023 möglich. Und 
dass sich wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen oft unerwartet schnell 
ändern können, hat das vergangene 
Jahr leider deutlich gezeigt. Wer sich 
jetzt rechtzeitig informiert, kann noch 
alle Details einer Auslagerung in Ruhe 
planen und die Vorteile optimal nutzen. 

Warum steigen Rückstellungen?
1.	 Rückläufiges Zinsniveau: Da die 
Zinssätze zur Diskontierung (Abzin-
sung) der zukünftigen Verpflichtungen 
herangezogen werden, führen niedri-
gere Zinsen automatisch zu laufend 
höheren Rückstellungen. 
2.	 Neue Bewertungsmethoden: Seit 
2016 gilt, dass je nach angewendeter 
Bewertungsmethode (aktueller Markt-
zinssatz oder Durchschnittsmethode) 
die Unternehmen ihre Verpflichtungen 
bereits auf Rekordniveau bilanzieren 
bzw. die Pensionsrückstellungen in Zu-
kunft noch teurer werden. 

Bilanzbereinigung durch 
Auslagerung
Diese Situation veranlasst viele, diese 
Bilanzpositionen auf eine Pensionskas-
se auszulagern, um das Unternehmen 
krisen- und zukunftsfit zu machen. 
Durch eine Auslagerung werden Bi-
lanzen entlastet, Kennziffern für das 
Rating verbessert und gleichzeitig wird 
auf ein steueroptimiertes Pensionsmo-
dell umgestellt.

Vorteile einer Auslagerung 
	Sicherheit: Zusatzpensionen wer-

den unabhängig vom weiteren Un-
ternehmensschicksal ausgezahlt 

	Steueroptimierung.
	Kostenklarheit: Der Finanzierungs-

bedarf kann exakt kalkuliert werden.
	Liquiditätsoptimierung
	Ausfinanzierung der Pensionszusa-

ge bis Pensionsantritt
	Vermeidung eines Generationen-

vertrags im Unternehmen 
	Auslagerung betriebsfremder Risiken 

(Langlebigkeit, Berufsunfähigkeit) 
	Kein administrativer Aufwand: Die 

Auszahlung der Pensionen erfolgt 
durch die Pensionskasse. 	 n
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Pensionsrückstellungen 
belasten Bilanzen
Auslagerung nur mehr bis 2023 möglich

„Die Auslagerung der Pensionsrückstellungen in eine 
Pensionskasse hat für Unternehmen und Begünstigte 
Vorteile: Die Übertragung kann steueroptimiert und auf 
die individuelle Liquiditätssituation des Unternehmens 
angepasst werden. Der Finanzierungsbedarf kann 
außerdem exakt kalkuliert werden. Gleichzeitig haben 
Begünstigte den Vorteil, dass ihre Firmenpensionen 
unabhängig vom Unternehmensschicksal ausbezahlt 
werden. Auslagerungen sind in dieser Form nur mehr 
bis Ende 2023 möglich, deshalb sollte man sich schon 
jetzt umfassend informieren.“

Prok. Mag. Rudolf Simader

Tel.: +43 1 240 10-130
r.simader@vbv.at 
www.vbv.at/pensionskasse

Expertentipp
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HINWEIS: Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit verzichten wir auf 
geschlechtsspezifische Formulierungen.

Ganz ehrlich: Wer hätte das im vergangenen Früh-
jahr gedacht, dass uns die Nachrichtenlage, die da 

ganz langsam aus China auf den Rest der Welt zugerollt 
kam, im heurigen Frühjahr 2021, also mehr als ein Jahr 
später, immer noch beschäftigen würde? Aber neben all 
den vielen Learnings aus diesem schwierigen Jahr haben 
wir auch eingesehen, dass es oft besser und sinnvoll ist, 
den Fokus wieder auf die positiven Dinge zu legen und 
einfach – wenn auch unter großen Anstrengungen – 
weiterzumachen. 

Dass dieses Krisenjahr die vielen Kolleginnen und Kol-
legen unserer Berufsbranche ganz besonders herausgefor-
dert hat, ist nicht von der Hand zu weisen. Trotz aller 
Hürden, die wir nehmen mussten und noch immer neh-
men müssen, schreibt Verena Trenkwalder, unsere Vor-
sitzende des Fachsenats für Steuerrecht deswegen auch 
„Im Fokus“ (Seite 35): „Bei aller Kritik darf man nicht 
vergessen, auch die positiven Seiten zu sehen: Wir haben 
Arbeit, wir dürfen ins Büro gehen, wir verdienen Geld!“

In diesem Sinn fokussieren wir uns in der vorliegenden 
ÖGSWissen-Ausgabe auf viel Zukünftiges: Siegfried 
Manhal und Alfred Hacker vom BMF haben uns im 
Heftschwerpunkt die Neuorganisation der Finanzämter 
dargelegt (ab Seite 10), in der Praxis und bei den Wirt-
schaftsprüfern geht es um die Bilanzierung der Covid-
Unterstützungsmaßnahmen (Seite 16 & Seite 34) und 
unser „Berufsanwärter“ (Seite 30) Stefan Zimmermann 
hat sich damit auseinandergesetzt, wie rasend schnell sich 
unsere digitalen Standards in den nächsten Jahren weiter 
verändern werden. 

Bleibt mir an dieser Stelle, Ihnen eine interessante Lektü-
re zu wünschen. Kommen Sie gut und vor allem gesund 
durch das heurige Frühjahr.

Herzlichst
Ihr Klaus Hübner
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Trotz Ermüdung 
viel Hoffnung
Liebe Kolleginnen und Kollegen!
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NEUIGKEITEN UND AKTUELLE MELDUNGEN AUS DER FINANZWELT

kurznotizen

Was bewegt Sie? Wie können wir uns fachlich besser austauschen? 
Welche Fälle bewegen Sie aktuell? Wo können wir uns besser un-

terstützen? Nutzen Sie den Gratis-Talk, moderiert von Sabine Kosterski. 
Gerade in dieser sich ständig ändernden Zeit tut es gut, zu erfahren, dass 
es anderen Kollegen, Kolleginnen ähnlich geht. Wie heißt es so schön: 
„Geteiltes Leid ist halbes Leid.“ Nehmen Sie sich Zeit, nehmen Sie teil 
und bringen Sie sich ein. Wir hören zu, tauschen uns aus und geben un-
ser Wissen weiter, um gemeinsam besser den Kanzleialltag zu meistern.

Wir besprechen nur Fälle aus der Praxis für den Kanzleialltag und 
alles, was uns rund um den Beruf bewegt. Beginn: jeden zweiten Freitag 
im Monat – so schaffen wir für Kanzleien ein Netzwerk von Kollegen für 
Kollegen. Den Link finden Sie unter www.oegsw.at > ÖGSW Talk

Für die Kollegenschaft hat er alle wichtigen Bei-
hilfentexte (VO, Richtlinien, FAQ usw.) kom-

pakt in einem Buch zusammengefasst, damit wir den 
Überblick behalten können. Kollege Klaus Hilber 
hat in der Praxis alles ausprobiert, durchstudiert und 
durchlitten und sich schlussendlich zur Selbsthilfe 
entschlossen, um des Wirrwarrs der Gesetzgebung 
Herr zu werden. Ziel seines kompakten Buchs ist die 
Schaffung der Möglichkeit, alles „im Griff“ zu haben 
und alle wesentlichen Grundlagen bereitzustellen. 
Das Buch hilft enorm bei der Tagesarbeit, beim 
Studieren und beim schnellen Nachlesen.

Die ÖGSW unterstützt die Mitglieder mit einem 
speziellen ÖGSW-Sonderdruck, um damit Mitglie-
dern in dieser unsicheren Zeit Sicherheit zu vermit-
teln. Informationen und Rechtsgrundlagen zu Här-
tefallfonds, Fixkostenzuschuss I, Investitionsprämie, 
Lockdown-Umsatzersatz, Covid-Kurzarbeitsbeihilfe, 
Fixkostenzuschuss 800, Verlustersatz, Wohlverhal-
tensgesetz und natürlich auch die neuesten Beihilfen 
Ausfallsbonus und Umsatzersatz II sind bereits mit 
an Bord.

Danke an den Kollegen Klaus Hilber für diese 
Hilfe zur Selbsthilfe!

ÖGSW Talk
NETZWERK. Steigen Sie ein und reden Sie mit

Corona-Hilfspaket  
für ÖGSW Mitglieder
NETZWERKEN. Kollege Klaus Hilber 
führt eine kleinere Kanzlei in Mutters 
bei Innsbruck und beschäftigt sich im 
Rahmen seiner Corona-Spezial-Semi-
nare mit allen Facetten der Beihilfen. 

Wie werden Covid-19-Zuwendungen bzw. 
Zuschüsse steuerlich behandelt? Wie funkti-
oniert die Immo ESt? Welche Kapitaleinkünf-
te unterliegen der KESt? Welche Freibeträge 
können geltend gemacht werden? Wann 
liegt eine verdeckte Ausschüttung vor? Wie 
wird eine Privatstiftung besteuert? Wie hat 
eine Rechnung auszusehen? Wo befindet 
sich der Ort der sonstigen Leistung? Welche 
Liefer- und Erwerbsschwellen gibt es in der 
EU? Welche Verjährungsfristen gibt es? 
Wann ist eine Schenkungsmeldung abzuge-
ben? Wie berechnet sich die Grunderwerb-
steuer? Wann liegt ein Finanzvergehen vor? 
Welche Formalkriterien muss eine Selbst-
anzeige erfüllen? Welche DBA gibt es? Welche Geringfügigkeitsgrenze gilt 
2021? Das sind nur einige Fragen, deren Antworten im ÖGSW-Leitfaden 
Steuern & Sozialversicherung 2021 zu finden sind. Der Arbeitsbehelf für die 
tägliche Praxis wird für die KollegInnen und in verkürzter Form für die Klien-
tInnen aufgelegt. Man kann sich vorinformieren, findet alles schnell und hat 
einen guten Überblick. Unser Dank gilt den engagierten Kollegen Hubert 
Fuchs und Stefan Steiger, die den ÖGSW-Leitfaden zu dem gemacht ha-
ben, was er ist: Service für unsere KollegInnen. Ihr persönliches Exemplar in 
der 17. Auflage finden Sie im ersten ÖGSWissen des neuen Jahres. Weitere 
Exemplare können Sie im ÖGSW-Sekretariat, Tel. 01/3154545-0, Fax-DW 
33, per E-Mail unter sekretariat@oegsw.at oder unter www.oegsw.at zum 
Stückpreis von EUR 20,– + Versandspesen (ÖGSW-Mitglieder: EUR 15,– ) 
bestellen.

Der ÖGSW Leitfaden
Für KollegInnen. Als schnelles Beratungsinstrument. 
Für KlientInnen. Als ideales Kundenbindungsmittel. 
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Herzlichen Glückwunsch!
KOLLEGEN. Die ÖGSW gratuliert zum Geburtstag.

60 Jahre 
Andreas Breschan.
Der Kärntner feierte 
am 4. Februar seinen 
60er. Die Natur steht 
bei ihm an oberster 
Stelle. Die Hege des 

Wildbestands in „seinen“ Nockber-
gen begeistert ihn. Mit seiner Frau 
und den Kindern frönt er gerne dem 
Wassersport. Die ÖGSW gratuliert 
herzlich.

50 Jahre
Andreas Neulinger. 
Der Oberösterreicher 
feierte am 7. Jänner 
seinen 50er. Entspan-
nung und Ausgleich 
findet er im Umfeld 

seiner Familie. Der leidenschaftliche 
Motorradfahrer liebt ausgedehnte 
Touren im Sattel seiner Maschine. 
Die ÖGSW gratuliert herzlich.

Eva Stifter-Stangl. 
Die Burgenländerin 
feierte am 11. Februar 
ihren 50er. Gemeinsam 
mit ihrer 6-jährigen 
Tochter genießt sie 

verschiedenste Sportarten (Eislaufen, 
Skaten, Wandern). Ihr musikalische 
Ader lebt sie als aktive Chorsängerin 
oder bei einem Konzertbesuche aus. 
Die ÖGSW gratuliert herzlich.

40 Jahre
Daniel König.  
Der Salzburger feierte 
am 5. Jänner seinen 
40er. Der stolze Vater 
dreier Kinder verbringt 
großteils seine Freizeit 

mit seiner Familie. Sportlich fit hält 
er sich gerne mit Radfahren oder 
Wandern. Sein Motto: Du kannst 
den Wind nicht ändern, aber du 
kannst die Segel anders setzen. Die 
ÖGSW wünscht alles Gute.

Ina Augendoppler.
Die Wienerin feierte 
am 14. Jänner ihren 
40er. Sport, insbeson-
dere das Kitesurfen, 
weckt ihre Leiden-

schaft. Außerdem reist sie gerne. 
Dabei liebt sie es, ihre Kenntnisse in 
fünf Fremdsprachen zu vertiefen. Die 
ÖGSW wünscht alles Gute.

Philipp Hagele.  
Der Tiroler feierte am 
29. Jänner seinen 40er. 
In seiner Freizeit stehen 
die Familie und sein 
Dreimäderlhaus an er-

ster Stelle. Gerne packt er spät abends 
seine E-Gitarre aus und erinnert sich 
an vergangene Zeiten in einer Profi-
musikerband. Die ÖGSW wünscht 
alles Gute.

Elisabeth Moser.  
Die Kärntnerin feierte 
am 24. Februar ihren 
40er. Ihre knappe Frei-
zeit als frisch gebackene 
Selbständige genießt 

sie mit ihrem 6-jährigen Sohn. Ob 
beim Eishockeyspielen oder in der 
Natur, sportlich geht es meistens zu. 
Entspannen kann sie bei einem span-
nenden Buch. Die ÖGSW gratuliert 
herzlich.

Kerstin Hochstaffl. 
Die Burgenländerin 
feierte am 24. März ih-
ren 40er. Sie verbringt 
ihre Freizeit gerne 
beim Reisen, derzeit 

durch Corona etwas eingeschränkt. 
Ihre Entspannung findet sie beim 
Wandern und Skifahren. Die ÖGSW 
gratuliert herzlich.

Dabei zu sein bei der ÖGSW bedeutet nicht nur 
qualitative Weiterbildung zu fairen Preisen, sondern 

vor allem Netzwerken und Stärkung des Berufsstands. 
Zusammenzustehen und einander zu unterstützen, das 
hilft in Corona-Zeiten, auch wenn nur aus der Distanz 
möglich. Netzwerken ist in diesen Zeiten umso wichtiger 
geworden, um sich Mut zuzusprechen. Die ÖGSW wird, 
sobald es wieder erlaubt ist, das „richtige“ Netzwerken 
wieder starten und Veranstaltungen organisieren, um 
sich wieder face to face austauschen zu können. Wir 
freuen uns, wenn Sie die ÖGSW mit Ihrer Mitgliedschaft 
unterstützen. Und wenn in Ihrer Kanzlei mindestens 
fünf Kollegen der ÖGSW beitreten und in den Genuss 
der Vorteile der ÖGSW Mitgliedschaft kommen wollen, 
dann melden Sie doch Ihre Firma als Mitglied bei der 
ÖGSW an und profitieren davon. Sie sparen auf diese 
Weise bis zu EUR 90,– jährlich. Die Firmenmitglied-
schaft beinhaltet die Vorteile einer Mitgliedschaft für fünf 
Personen und Sie investieren für vier Kollegen – somit 
nur EUR 360,–. Die Preise für die ÖGSW Mitglied-
schaft: WP und StB EUR 90,– und Berufsanwärter  
EUR 0,– für die ersten drei Jahre nach KSW-Anmeldung, 
danach EUR 30,–. Zur Mitgliedschaft erhalten Mitglie-
der kostenlos die Servicecard, mit der zahlreiche Vorteile 
verbunden sind. Was bringt sie Ihnen?
	Preisnachlässe von bis zu EUR 60,– bei den qualitativ 

hochwertigen ÖGSWebinaren, beim Online-Abo, bei 
Veranstaltungen und der ÖGSW Klienteninformation

	viele Netzwerkpartnerschaften, die guttun 
	Erfahrungsaustausch 

Wenn Sie mehr über die ÖGSW Mitgliedschaft erfahren 
wollen: www.oegsw.at, oder rufen Sie Generalsekretärin 
Sabine Kosterski unter 0664/12 77 955 an.

Zusammenstehen 
und einander  
unterstützen 
SERVICE. Mit der ÖGSW Firmenmit
gliedschaft oder einfachen Mitgliedschaft 
mitwachsen
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Steuerbetrug im großen Stil, kriminelle Netzwerke, grenz-
überschreitender Betrug: Es sind überaus komplexe, weit 

verzweigte und meist schwer zu durchschauende Verbre-
chen, mit denen es Elfriede Teichert zu tun hat. „Das ist 
wirklich spannend“, sagt sie. Als ehemals langjährige Leite-
rin einer Strafsachenstelle weiß sie, wovon sie spricht, denn 
sie arbeitet seit 20 Jahren in diesem Spezialbereich und ist 
mit allen Facetten bestens vertraut. Mit rund 200 Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen, unterteilt in 19 Teams über ganz 
Österreich, will sie die Schlagkraft der Behörde verbessern. 
Der operative Fachbereich setzt sich aus hochklassigen Fi-
nanzstrafrechtsexpertinnen zusammen, die Erfahrungen mit 
komplexen Gerichtsfällen haben. Für die Einbringung von 
verhängten Geldstrafen gibt es einen eigenen Bereich. 

Neu daran ist, dass Kräfte gebündelt und im Zuge einer 
groß angelegten Umstrukturierung gerade besser aufgesetzt 
werden. Was früher in vielen unterschiedlichen Finanzäm-
tern erfolgte, soll nun zentralisiert geschehen. Teichert ver-
steht ihre Aufgabe darin, Abläufe zu verbessern und ihren 
Leuten optimale Arbeitsbedingungen zu schaffen. Es ist eine 
Herausforderung, die durch die Corona-Pandemie nicht 
gerade einfacher wird. „Seit einem Jahr finden nahezu alle 
Besprechungen nur per Skype statt, das erschwert die Kom-
munikation“, sagt Teichert. 

Die Finanzstrafrechtsexpertin hat sehr genaue Vorstellun-
gen darüber, wie der Kampf gegen Abgabenbetrug optimiert 
werden kann. Schließlich hat die 1959 in Weiz geborene 
Steirerin ihr gesamtes Berufsleben in der Finanzverwaltung 
verbracht. Gleich nach Abschluss der Schulzeit stieg sie ins 
Finanzamt Graz/Umgebung ein und begann ihre Laufbahn 
in der Lohnsteuerprüfung. „Ich habe das Handwerk sozusa-
gen von der Pieke auf gelernt“, sagt sie und erinnert sich an 
ein Gerichtsverfahren, das sie in ihrer Schulzeit im Rahmen 
eines Sommerjobs erlebt hatte. Der Prozess hat sie nachhal-
tig beeindruckt. „Dieses Erlebnis war auch ein Grund, mich 
für ein berufsbegleitendes Studium der Rechtswissenschaf-
ten zu entscheiden“, erzählt sie. Vielarbeiterin sei sie schon 
immer gewesen. Als Mutter eines Sohns lernte sie vor allem 
nachts, 1999 war sie fertige Juristin.

Schwerpunkt auf vorsätzliche Vergehen
Im Finanzamt Bruck/Leoben/Mürzzuschlag war sie mit 
einer Vielfalt von Finanzstrafsachen betraut. „Die Verbre-
chen haben sich in den Jahren verändert“, stellt sie fest. 

Finanzvergehen sind zu einem Teil auch auf Unkenntnis 
oder Fahrlässigkeit zurückzuführen. Auf diesen Verfahren 
liegt keinesfalls der Schwerpunkt, sondern auf vorsätzlichen 
kriminellen Vergehen, die im großen Stil geplant und aus-
geführt werden. „Wir bekommen die Ermittlungsergebnisse 
von der Steuerfahndung und bauen darauf unsere Berichte 
für die Staatsanwaltschaft auf“, erklärt sie. Das sei vor allem 
dann eine große Sache, wenn es sich um mafiöse Netzwerke 
mit weitreichenden, oft auch grenzüberschreitenden Ver-
flechtungen handelt. 

Weil sich die Finanzverbrechen verändert haben, muss 
sich auch die Finanzstrafverfolgung weiterentwickeln, ist sie 
überzeugt. Ende 2018 wurde beschlossen, die bis dahin bei 
den einzelnen Finanzämtern angesiedelten Abteilungen für 
Finanzstrafsachen zusammenzulegen und zentral zu führen. 
„Das ermöglicht uns, Fachwissen besser zu bündeln, Res-
sourcen gezielt einzusetzen und damit Verfahren zu ver-

Berge versetzen
PORTRÄT. Elfriede Teichert leitet den neu organisierten Bereich für Finanzstrafsachen im 
Amt für Betrugsbekämpfung – sie wird Strukturen effizienter machen. Von Karin Pollack
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kürzen“, erklärt Teichert. Durchschnittlich dauern Finanz-
straffälle bei Gericht bis zu zwei Jahre, diese Zeitspanne soll 
deutlich reduziert werden. 

Talent für prozessorientiertes Denken
Warum Elfriede Teichert mit dieser Aufgabe betraut wurde, 
ist ebenfalls eine längere Geschichte. Als die Strukturände-
rung im Ministerium beschlossen wurde, leitete Teichert als 
Vorständin das Finanzamt Bruck/Leoben/Mürzzuschlag. 
„Nach vielen Jahren im Finanzstrafrecht hatte ich Lust, mich 
beruflich weiterzuentwickeln“, erinnert sie sich. Bereits im 
Jahr 2007 hatte sie an einem Managemententwicklungspro-
gramm teilgenommen, ihr Talent für prozessorientiertes Den-
ken und ihre Freude an Führungsaufgaben entdeckt. Doch 
gerade dieses Amt ging durch die Zusammenlegung in der 
Dienststelle Steiermark Mitte auf. 

Als die Leitungsfunktion für die neu geschaffene, überregio-
nal organisierte Abteilung für Finanzstrafsachen ausgeschrieben 
wurde, war Teichert prädestiniert für den Job. „Die Entwick-
lung neuer Strukturen aktiv mitgestalten zu können, ist ein 

großer Glücksfall und genau das, was ich machen wollte“, sagt 
Elfriede Teichert und arbeitet seitdem auf Hochtouren daran.

„Einzig das Corona-Virus steht mir im Weg, denn ich 
schätze den persönlichen Kontakt mit meinen Leuten und 
das Gespräch im Team. Deshalb kann es nicht erwarten, bis 
die Pandemie endlich vorbei ist“, sagt sie. Wie sie ihren Füh-
rungsstil beschreiben würde? „Empathisch und wertschät-
zend“, sagt sie, und diese Grundsätze auf Skype zu vermitteln, 
sei besonders schwer. 

Steil bergauf, rauf auf den Schöckl
Es gibt wenige, dafür regelmäßig wiederkehrende Momente 
im Leben von Elfriede Teichert, an denen sie überhaupt nicht 
an ihre beruflichen Aufgaben denkt. Jeden Sonntag geht sie 
auf ihren Hausberg bei Graz, den Schöckl, und das auch bei 
Wind und Wetter. „Wenn es ganz steil bergauf geht, schal-
te ich komplett ab und tanke Kraft für die nächste Woche“, 
lacht sie. Mehr als diese Stunde bergauf braucht sie dafür 
nicht, weil ihre Aufgabe nicht nur spannend ist, sondern ihr 
vor allem großen Spaß macht. 	 n
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FAÖ. Neuorganisation und Modernisierung  
der Finanzämter inklusive Betrugsbekämpfung.
Von Siegfried Manhal und Alfred Hacker

Das Finanzamt Österreich 
(FAÖ) ist eine einheitliche Ab-
gaben- und Dienstbehörde für 

ganz Österreich, in der es künftig keine 
Gliederung nach Regionen mehr gibt. 
Die lokalen Ansprechpartner bleiben 
jedoch erhalten. Der innerorganisatori-
sche Aufbau des FAÖ erfolgt funktio-
nal, ausgerichtet nach den Kundinnen 
und Kunden und den für sie relevanten 
Prozessen. Das bundesweite Finanzamt 
Österreich wird nach den Bereichen 
„Private“, „kleine und mittlere Unter-
nehmen“ und „Steuerschuldner“ ausge-
richtet.

Aus den 40 Finanzämtern wurden 
insgesamt 33 Dienststellen mit den bis-
herigen Teams und Führungskräften. 
Der Vorstand des FAÖ, Mag. Siegfried 

Manhal, ist Leiter der Abgaben- und 
Dienstbehörde. Die Steuerung der 
Produktionsteams obliegt primär dem 
jeweiligen Bereich (Private: Arbeitneh-
merveranlagung und Infocenter; KMU: 
Betriebliche Veranlagung und Prüfung; 
Steuerschuldner: Abgabensicherung). 
Die Dienststellenfachbereiche unter-
stützen weiter die Produktionsteams 
(IC, AV, BV und AS) und werden in-
haltlich von den Bereichsfachbereichen 
als 2nd Level unterstützt und gesteuert. 
Die Struktur der Produktions- und Sup-
portteams in den Dienststellen ist weit-
gehend gleichgeblieben. Im Rahmen 
der Modernisierung wurden einzelne 
Dienststellen aus Gründen der Effizienz 
und Wirtschaftlichkeit zusammenge-
führt (siehe Tab. 1 Seite 12).

Bundesweite Zuständigkeit im  
Finanzamt Österreich
Bisher waren Wohnsitz, Sitz oder Lage für 
die Zuordnung eines Falls zu einem Fi-
nanzamt maßgeblich. Seit 1. 1. 2021 gibt 
es eine bundesweite Zuständigkeit des Fi-
nanzamtes Österreich für alle Fälle, sofern 
nicht das Finanzamt für Großbetriebe 
zuständig ist (siehe dazu § 61 BAO idF 
ab 1. 1. 2021). Die Abschaffung der ört-
lichen Zuständigkeit ermöglicht Bürgern 
und Unternehmen, ihre Anbringen an 
jedem Standort des FAÖ einzubringen. 
Durch eine flexible und dezentrale Wahr-
nehmung der Aufgaben kann mittelfristig 
so auch eine faire und gleichmäßigere 
Arbeitsverteilung für die Mitarbeiter 
sichergestellt werden. „Schritt für Schritt 

Das bundesweite 
Finanzamt

„Mitarbeiter- und Kundenorientierung,  
Effizienz und Wirtschaftlichkeit sowie 
höchstmögliche Digitalisierung unserer 
Prozesse und die bundesweite Aus- 
richtung unserer Organisation werden 
uns bei unserer zentralen Aufgabe der  
Sicherstellung des Staatsaufkommens  
als Maxime begleiten.“ 
Vorstand FAÖ Mag. Siegfried Manhal ©
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der Steuernummer jenes Unternehmens 
aufgefordert, für welches man den Anruf 
tätigt. Wurden für die eingegebene Steu-
ernummer die zuständigen Zielteams 
richtig ermittelt, so wird ein Auswahlme-
nü für das Ziel (BV-, AS- oder IC-Team) 
angeboten. Die bisherige Logik mit dem 
Wählen einer Finanzamtsnummer und 
Teamnummer ist seit 1. 3. nicht mehr 
gültig und wird durch dieses neue Service 
optimiert.

FinanzService-Center
In den FinanzService-Center-Teams 
werden die telefonischen Kundenanfra-
gen beantwortet sowie die redaktionelle 
Tätigkeit bei „Fred“, dem ChatBot des 
Bundesministeriums für Finanzen, und 
auch die Beantwortung von Fragen im 
LiveChat erledigt. Ziel ist es, schrittweise 
immer mehr Gespräche vom Infocenter 
zum FinanzService-Center zu lenken.

Betriebliche Veranlagung und 
Betriebsprüfung
In den BV-Teams bleibt es innerorga-
nisatorisch vorläufig weitgehend bei 
den bisherigen Aufgabenzuordnungen 
in Abhängigkeit vom Wohnsitz/Sitz. 
Außendienstmaßnahmen (Betriebsprü-
fungen, Umsatzsteuersonderprüfungen, 
Erhebungen und Nachschauen) werden 
immer möglichst von der dem Betrieb 
nächstgelegenen Dienststelle erfolgen, 
außer es handelt sich um Fälle, für die es 
eine Spezialisierung gibt:

ZU DEN 
AUTOREN

Mag. Siegfried 
Manhal ist Vor-
stand des Finanz-
amts Österreich 
siegfried.manhal@
bmf.gv.at

Mag. Alfred 
Hacker ist Vor-
stand des Amts 
für Betrugsbe-
kämpfung
alfred.hacker@ 
bmf.ac.at
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können dadurch die durchschnittlichen 
Verfahrensdauern bei Massenverfahren 
gesenkt und zugleich strukturschwächere 
Standorte gestärkt werden. Wir ermögli-
chen mittel- bis langfristig das Pendeln in 
Ballungszentren zu reduzieren – zuguns-
ten des Arbeitens in der Heimatregion“, 
skizziert Vorstand Mag. Siegfried Manhal 
die Zukunftsvision des Ressourceneinsat-
zes im Finanzamt Österreich.

Unveränderliche Steuernummer
Die bisherige „Abgabenkontonummer“, 
aus der die Bearbeitungszuständigkeit 
abgeleitet werden konnte, wurde bereits 
mit 6. 7. 2020 durch die „unveränderli-
che Steuernummer“ abgelöst. Diese hat 
wie bisher 9 Ziffern, die bisherigen Num-
mern wurden ins neue System übertra-
gen. Damit bleiben sie unverändert, un-
abhängig davon, in welcher Dienststelle 
oder in welchem Finanzamt die Bear-
beitung erfolgt. Bei Dienststellenwech-
sel innerhalb des FAÖ ändert sich die 
Steuernummer nicht, d.h., es gibt keine 
außenwirksame Abtretung und keine 
Mitteilung an die Steuerpflichtigen. Bei 
Behördenwechsel (FAÖ <–> FAG) bleibt 
die Steuernummer ebenfalls gleich, es 
erfolgt jedoch eine Mitteilung an die 
Steuerpflichtigen über die Änderung der 
sachlichen Zuständigkeit. 

Neues Telefonservice für Steuerbera-
tungskanzleien seit 1. 3. 2021
„Seit 1. 3. 2021 wird unter der für die 
Steuerberatungskanzleien gültigen Tele-
fonnummer 050 233 433 ein neues, ver-
bessertes Service angeboten. Damit kann 
das für einen Steuerakt zuständige Team 
noch einfacher erreicht werden“, erklärt 
die für den Bereich Private zuständige 
Bereichsleiterin Dr.in Birgit Kamleithner. 
Das für die Anfrage aktuell zuständige 
Team muss dafür nicht bekannt sein. 
Bei einem Anruf wird man zur Eingabe 

Finanzamt Österreich

Bereich Private Personal

Dienststelle  
für Sonder

zuständigkeiten

Bereich KMU Budget, Infrastruktur, Beschaffung

Bereich Steuerschuldner

32 Dienststellen (bisherige Finanzämter)

FinanzService-Center

Teams Teams Teams Teams Teams Teams Teams Teams

Teams

Abb. 1: Organigramm Finanzamt Österreich Quelle: BMF

Die Abschaffung der örtlichen 
Zuständigkeit ermöglicht Bürgern 
und Bürgerinnen und Unterneh-
men, ihre Anbringen an jedem 
Standort des FAÖ einzubringen.
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	Die bisherigen sogenannten „AVOG-
Zuständigkeiten“ (§ 15 AVOG), z.B. 
für Aktiengesellschaften, Stiftungen, 
Betriebe gewerblicher Art, Körper-
schaften öffentlichen Rechts etc., 
bleiben bei den jeweiligen speziali-
sierten Dienststellen bestehen.

	Abweichend davon werden „Große 
GmbH“ in der „Sitzdienststelle“ be-
arbeitet, weil nur noch wenige Fälle 
davon betroffen sein können und da 
für diese GmbH ab dem 2. Jahr das 
Finanzamt für Großbetriebe zustän-
dig ist. Im 1. Jahr unterscheiden sich 
diese Fälle praktisch nicht von ande-
ren GmbH.

	Die beim Finanzamt Österreich ver-
bleibenden Gruppen werden ab dem 
2. Halbjahr 2021 bei den Dienststel-
len Wien 1/23, Graz-Stadt und Linz 
bundesweit vom BV-Innendienst 
bearbeitet. Die Prüfung dieser Grup-
pen wird weiterhin vorwiegend im 
lokalen Bereich erfolgen.

	Die beschränkt steuerpflichtigen na-

türlichen Personen in Wien wurden 
auf alle Wiener Dienststellen verteilt.

	Der Dienststelle Graz-Stadt oblie-
gen die Bearbeitung von Fällen mit 
„Ausländer-USt“, „USt-Erstattung“ 
und NEU auch sämtliche UMA-
Prüfungen.

„In näherer Zukunft wird es in den 
BV-Teams für die Außenprüfung wei-
tere Spezialisierungen geben, die je 
nach Zweckmäßigkeit und Machbar-
keit umgesetzt werden. Für den BV-
Innendienst wird es mittelfristig auch 
die bundesweite Arbeit geben“, erklärt 
Bereichsleiterin KMU Dr.in Andrea 
Friedrich.

Quotenregelung für 
Veranlagungen 2019
Die Abgabe der Steuererklärungen für 
das Veranlagungsjahr 2019 durch Par-
teienvertreter erfolgt weiterhin inner-
halb der Quote. Die Quotentermine 
und Quotenfünftel bleiben aufrecht. 

Vorstand Mag. Manhal: „In Abstim-
mung mit der Kammer der Steuerbera-
ter und Wirtschaftstreuhänder werden 
keine Abberufungen und Androhun-
gen bzw. Ausschlüsse aus der Quote bei 
Nichterfüllung der Quote von Seiten 
der Finanzverwaltung vorgenommen, 
wenn die Erklärungen 2019 bis 30. 6. 
eingebracht werden.“ 

Bereich Abgabenschuldner
Derzeit ist in der Abgabensicherung 
keine bundesweite Arbeit vorgesehen, 
jedoch wird das auch für diesen Bereich 
angestrebt.

Bereich Private (Infocenter,  
Allgemeinveranlagung)
Für die Arbeitnehmerveranlagung gibt 
es schon seit Jänner die bundesweite 
Arbeit. Die chronologisch nach Ein-
gangsdatum sortierten Fälle werden 
von den Mitarbeitern bundesweit be-
arbeitet. Die Sonderzuständigkeit für 
Grenzgänger bleibt wie bisher bestehen 
und richtet sich nach dem Wohnsitz in 
den davon betroffenen Dienststellen.

Im Bereich der Familienbeihilfe 
kommt es ab Produktivsetzung des 
neuen IT-Verfahrens Anfang März 
ebenfalls zur bundesweiten Arbeit. Mit 
Start des neuen Familienbeihilfenver-
fahrens gelten für Fälle mit EU-Aus-
landsbezug innerorganisatorisch dann 
auch Spezialisierungen bei den folgen-
den sieben Dienststellen:
	Wien 4/5/9/10/18/19, Klosterneuburg
	Bruck, Eisenstadt, Oberwart
	Freistadt, Rohrbach, Urfahr
	Deutschlandsberg, Leibnitz, Voitsberg
	Oststeiermark
	Salzburg-Stadt
	Vorarlberg

Dienststelle (neu) Nr. neu Nr. alt Finanzamt (alt)

Steiermark Mitte 69
65

Bruck, Leoben,  
Mürzzuschlag

69 Graz Umgebung

Klagenfurt, St. Veit, Wolfsberg 57
57 Klagenfurt

59 St. Veit, Wolfsberg

Vorarlberg 98
97 Bregenz

98 Feldkirch

Tirol Ost 83
82 Kitzbühel, Lienz

83 Kufstein, Schwaz

Weinviertel 22
18 Gänserndorf, Mistelbach

22 Hollabrunn, Korneuburg, Tulln

Niederösterreich Mitte 29
29 Lilienfeld, St. Pölten

33 Neunkirchen, Wr. Neustadt

Wien 4/5/9/10/18/19, 
Klosterneuburg

07

04 Wien 4/5/10

07
Wien 9/18/19, 
Klosterneuburg

Tab. 1: Übersicht zusammengeführte Dienststellen

Die chronologisch 
nach Eingangs-

datum sortierten 
Fälle werden von 
den Mitarbeitern 

bundesweit  
bearbeitet.
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Im Bereich der Einheitsbewertung 
bleibt es bis auf Weiteres bei der bishe-
rigen Aufgabenzuordnung (Ausnahme 
Einheitsbewertung Wien). Die Bear-
beitung von Neuauflagen im Infocen-
ter (Gründungsverfahren) erfolgt seit 
Januar 2021 auch bereits bundesweit. 
Erforderliche Außendienste wie bei-
spielsweise Antrittsbesuche werden von 
den Dienststellen vor Ort durchgeführt. 
Die Regelung, dass für Private aus Wien 
die NOVA im IC Wien festgesetzt wird 
und dort bezahlt werden kann, bleibt 
bestehen.

Dienststelle für  
Sonderzuständigkeiten
Neben den bisher im FA GVG bun-
desweit gebündelten Aufgaben ist der 
Dienststelle Sonderzuständigkeiten seit 
1. 1. 2021 auch der Bereich Familien-
beihilfe/Schülerfreifahrten/Schulbücher 
(sog. „FLAG-Teams“) zugeordnet. Neu 
ist auch, dass die Dienststelle für Sonder-
zuständigkeiten die bisher im Finanzamt 
1/23 angesiedelten Spendenbegünstigun
gen bearbeiten wird. Ebenfalls in die 
Dienststelle für Sonderzuständigkeiten 
wurden die Bodenschätzer und Forst-
sachverständigen integriert.

Amt für Betrugsbekämpfung –  
ab 1. 1. 2021
Im Zuge der Modernisierung der Fi-
nanzverwaltung wurde mit 1. 1. 2021 
ebenso das Amt für Betrugsbekämpfung 
mit dem Wirkungsbereich über das ge-
samte Bundesgebiet eingerichtet. Dabei 
fand eine Zusammenführung der Ab-
gaben- und Sozialbetrugsbekämpfungs-
einheiten des BMF mit den operativen 
Geschäftsbereichen Steuerfahndung, 
Finanzpolizei, Finanzstrafsachen und 
Zentralstelle Internationale Zusammen-
arbeit statt.

Die Leitung des ABB erfolgt durch 
den Vorstand, Mag. Alfred Hacker. Für 
diese Aufgaben stehen ihm die Support-
abteilungen Personal, Budget, Beschaf-
fung & Controlling sowie eine admi-
nistrativ tätige Geschäftsstelle zur Seite. 
Die operative Steuerung und Aufsicht 
der gesetzlich eingerichteten Geschäfts-
bereiche Finanzstrafsachen, Steuerfahn-
dung, Finanzpolizei und Internationale 
Amts- und Rechtshilfe übernehmen Be-

Bereich Steuerfahndung Bereich Finanzpolizei Bereich Finanzstrafsachen

CLO

ICFI

EUROFISC/ 
EUROPOL/ 
Geldwäsche

Zentralstelle internationale 
Zusammenarbeit

Amt für Betrugsbekämpfung

Geschäftsstelle
Personal

Budget, Infrastruktur, Beschaffung

Fahndungsteams Teams Finanzpolizei Teams Finanzstrafsachen

„Durch die Bündelung der Aufgaben und Ressourcen unter einem Dach  
wird eine effektivere und effizientere Betrugsbekämpfung vollzogen  
und es werden hinderliche Schnittstellen beseitigt.“ 
Vorstand ABB Mag. Alfred Hacker

Abb. 2: Organigramm Amt für Betrugsbekämpfung  Quelle: BMF

Im Zuge der 
Modernisierung 
wurde mit 1. 1. das 
Amt für Betrugs-
bekämpfung über 
das gesamte Bun-
desgebiet einge-
richtet.
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reichsleitungen. Die dienstrechtliche und 
fachliche Weisungsbefugnis liegt beim 
Vorstand.

Als Teil der Finanzorganisationsre-
form übernimmt das ABB inhaltlich die 
Aufgabenstellungen der Finanzpolizei, 
der Steuerfahndung und der Finanz-
ämter als Finanzstrafbehörden. Im Voll-
zugsbereich der Normen des FinStrG 
ist das ABB Finanzstrafbehörde, in den 
Bereichen Finanzpolizei, Steuerfahndung 
und als Zentralstelle Internationale Zu-
sammenarbeit hingegen Verwaltungsbe-
hörde.

„Durch die Bündelung der Aufgaben 
und Ressourcen unter einem Dach wird 
eine effektivere und effizientere Betrugs-
bekämpfung vollzogen und es werden 
hinderliche Schnittstellen beseitigt“ (Al-
fred Hacker, Vorstand ABB).

Bereich Finanzpolizei
Im neu geschaffenen Bereich Finanzpoli-
zei werden grundsätzlich die Strukturen 
der bisherigen bundesweiten Organisati-
onseinheit Finanzpolizei übernommen. 
Sowohl die Teamstruktur als auch die Re-
gionenlogik samt der zweiten Führungs-
ebene mit den Regionalleitern bleiben 
bestehen. Auch die Aufgabenstellung der 
Finanzpolizei ist im Wesentlichen gleich. 
Das neu geschaffene Amt ist daher nicht 
nur Finanzstrafbehörde, sondern auch 
Verwaltungsbehörde1. 

Im Bereich der Aufgabenstellun-
gen ist eine Bereinigung der Aufgaben 
erfolgt: Die Bescheiderstellung für 
NoVA und KR wird wieder durch die 
dafür zuständige Abgabenbehörde (Fi-
nanzamt Österreich) wahrgenommen. 
Diese Neuregelung ergibt sich durch 
den Wegfall der Sonderregelungen in 
AVOG und AVOG-DV2. In der Praxis 
bedeutet dies für den steuerlichen Ver-
treter, dass die Finanzpolizei zwar nach 
wie vor die Ermittlungshandlungen zu 
allfälligen NoVA und KfzSt-Delikten 
durchführt – insbesondere werden wei-
terhin regelmäßig Kfz-Anhaltungen und 
Ermittlungen bei Kfz-Haltern durchge-
führt, die Ausfertigung des konkreten 
abgabenrechtlichen Bescheides obliegt 
nun der Abgabenbehörde.

Neu hinzugekommen sind aller-
dings die Aufgaben der Einbringung 
von Finanzstrafen.3 Während ein Ein-
bringungsteam, das im Bereich der 

Strafsachen angesiedelt ist, die Innen-
dienstaufgaben übernimmt, werden 
speziell geschulte Mitarbeiter der Fi-
nanzpolizeiteams konkrete Vollstre-
ckungsmaßnahmen durchführen (z.B. 
Taschenpfändung, Wohnungsöffnung, 
Feststellung der wirtschaftlichen Lage 
des Schuldners). Die Aufforderung zum 
allfälligen Haftantritt erfolgt allerdings 
weiterhin durch den Bereich Strafsa-
chen. Daneben wird die Finanzpolizei 
wie bisher4 bei Gefahr im Verzug allge-
meine Abgabensicherungsmaßnahmen 
durchführen.5 

An den Befugnissen und Verfahrens-
rechten tritt grundsätzlich keine Ände-
rung ein. Sämtliche Berechtigungen bei 
Kontroll- und Aufsichtsmaßnahmen 
in abgabenrechtlichen und außersteu-
erlichen Aufgabenstellungen wurden 
durch die Legistik des FORG auf das 

ABB übertragen. Insbesondere wird die 
Finanzpolizei auch weiterhin im Bereich 
der Steueraufsicht auf Basis der Bundes-
abgabenordnung (inb. §§ 143, 144 und 
182 BAO) tätig. Bei dieser Tätigkeit 
werden sie für die jeweils zuständige Ab-
gabenbehörde (FAÖ oder FAG) tätig.

Finanzpolizeiliche Maßnahmen au-
ßerhalb des abgabenrechtlichen Bereichs 
sind dem Amt für Betrugsbekämpfung 
als Verwaltungsbehörde zuzurechnen, 
weshalb dieses auch belangte Behörde 
in Verfahren wegen Maßnahmenbe-
schwerden ist. Bei Tätigwerden von Or-
ganen des Amts für Betrugsbekämpfung 
bei abgabenrechtlichen Aufgaben sind 
entsprechende Maßnahmen dem zu-
ständigen Finanzamt zuzurechnen.6

Bereich Zentralstelle Internationale 
Zusammenarbeit (ZIZ)
Die Zentralstelle Internationale Zusam-
menarbeit hat das Ziel, die internatio-
nale Amts- und Rechtshilfe unter einem 
Dach zu bündeln und die steuerliche 
Kooperation mit anderen Staaten insbe-
sondere im Bereich der Betrugsbekämp-
fung effizient zu gestalten. Sowohl im 
Abgaben- als auch im Finanzstrafrecht 
wurden die Rechtsgrundlagen für in-
ternationale Aufgaben in den letzten 
Jahren laufend erweitert und ausgebaut. 
Dies führt zu immer komplexeren He-
rausforderungen, welche durch Bünde-
lung der Kräfte auf eine Zentralstelle 
besser bewältigt werden können.7

Die Zentralstelle Internationale Zu-
sammenarbeit deckt folgende Gebiete 
ab:
1)	 Internationale verwaltungsbehördli-

che Amtshilfe im Bereich der Um-
satzsteuer

2)	 Internationale verwaltungsbehördli-
che Amtshilfe im Bereich der direk-
ten Steuern

3)	 Internationale Amtshilfe im Bereich 
der Abgabenvollstreckung

4)	 Internationale Rechtshilfe im Ver-
waltungsstrafverfahren

5)	 Internationale Rechtshilfe bei der 
Vollstreckung von Finanzstrafen

6)	 Internationale Geldwäschemeldun-
gen, die für die Finanzbehörden re-
levant sind

Bereich Finanzstrafsachen
Bislang fungierten die jeweiligen Fi- ©
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1	 Vgl Bericht des Budgetaus-
schusses 692 Blg 26. GP 2.

2	 Außer Kraft treten durch das 
Finanz-Organisationsre-
formgesetz (FORG) BGBl. I 
104/2019.

3	  § 3 Z 2 lit d ABBG.
4	 Vgl § 10b AVOG-DV 2010.
5	 § 3 Z 2 lit c ABBG.
6	 Vgl Bericht des Budgetaus-

schusses 692 Blg 26. GP 3.
7	 Vgl ErlIA 985/A BlgNR 26. GP.

Im neu geschaffenen Bereich Finanz
polizei werden grundsätzlich die  
Strukturen der bisherigen bundesweiten 
Organisationseinheit Finanzpolizei  
übernommen. 

schwerpunkt
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nanzämter nicht nur als Abgabenbe-
hörden, sondern auch als Finanzstraf-
behörden. Dementsprechend waren die 
Strafsachenstellen organisatorisch Teil 
des Fachbereichs (ausgenommen Wien).

Nunmehr wird der Bereich Finanz-
strafsachen im ABB als bundesweit zu-
ständige Finanzstrafbehörde tätig und 
stellt sich die Organisation wie folgt dar:
	Bereichsleitung mit einem Orga-

nisationsteam zur administrativen 
Unterstützung sowie einem eigenen 
Betrugsbekämpfungskoordinator

	Fachbereich mit einer entsprechenden 
Fachbereichsleitung

	19 bundesweite Teams Strafsachen
	1 Team Einhebung/Einbringung 

Geldstrafen und Geldbußen 

Den Teams sind grundsätzlich bestimm-
te örtliche Bereiche zugeordnet, wobei 
im verwaltungsbehördlichen Verfahren 
allerdings aus Gründen der Verfahrens-
ökonomie die Zuständigkeit auf ein an-
deres, nächstgelegenes Team Strafsachen 
übergehen kann.

Die Spruchsenate wurden als Organe 
des ABB gleichfalls mit 1. 1. 2021 einge-
richtet. Die sachliche Zuständigkeit der 
Spruchsenate bleibt unverändert.

Eine entsprechende Geschäftsvertei-
lung wurde auf der Website des BMF 
veröffentlicht.

Der eingerichtete Fachbereich ist sehr 
stark operativ ausgerichtet und ist in ers-
ter Linie für Fälle mit Gerichtszuständig-
keit und hoher Komplexität und/oder 
hoher krimineller Ausprägung zuständig. 

Ein völlig neues Aufgabengebiet ist 
die Einhebung, Sicherung und Einbrin-
gung der nach dem FinStrG verhängten 
Geldstrafen und Geldbußen. Für diese 
Aufgabe wurde ein bundesweit tätiges 
Team eingerichtet. Dieses übernimmt 
sämtliche Aufgaben, die bisher durch 
die Abgabensicherungsteams der Fi-
nanzämter erledigt wurden. Faktische 
Außendiensttätigkeiten werden durch die 
Finanzpolizei durchgeführt. 

Darüber hinaus ist auch die Be-
stimmung des § 99 Abs. 2 FinStrG in 
Bezug darauf neu, dass nunmehr auch 
die Finanzstrafbehörden neben der An-
ordnung der Maßnahmen auch selbst 
Prüfungen und Nachschauen iS der Ab-
gaben- oder Monopolvorschriften durch-
führen können. 

Bereich Steuerfahndung
Der Steuerfahndung als auf operative 
Ermittlungsmaßnahmen spezialisierter 
Organisationseinheit zur bundesweiten 
Bekämpfung der systematischen und or-
ganisierten Steuer- bzw. Abgabenhinter-
ziehung im Amt für Betrugsbekämpfung 
(ABB) obliegen nachstehende Aufgaben8:
	Durchführung von Ermittlungsmaß-

nahmen und Beweisaufnahmen nach 
den Bestimmungen des Finanzstraf-
gesetzes (u.a. Vornahme von Zwangs-
maßnehmen entsprechend der An-
ordnung der Staatsanwaltschaften in 
gerichtlichen Verfahren) samt Analyse 
der Beweismittel und forensischer 
Datensicherung

	Erstellung von in § 100 StPO vor-
gesehenen Berichten an die Staatsan-
waltschaft

	Vornahme von oder die Mitwirkung 
an gemäß § 99 Abs. 2 FinStrG ange-
ordneten Prüfungsmaßnahmen

	Vertretung vor Gericht als Privatbetei-
ligtenvertreter

	Erledigung von Amts- und Rechtshil-
feersuchen in Finanzstrafsachen sowie 
internationale Zusammenarbeit bei 
grenzüberschreitenden Finanzstraf-
rechtsfällen

	Durchführung von Ermittlungshand-
lungen für Zwecke der Verhinderung 
und Aufdeckung von Zuwiderhand-
lungen gegen die von den Finanz-
ämtern zu vollziehenden Rechtsvor-
schriften

	Durchführung von Abgabensiche-
rungsmaßnahmen 

Der Vollzug dieser Aufgabenstellungen 
erfolgt zum Teil in einem finanzstraf-
rechtlichen, zum Teil in einem abgaben-
rechtlichen Kontext. Da das Amt für 
Betrugsbekämpfung in jenem Bereich, 
in dem es die Normen des Finanzstraf-
gesetzes vollzieht, Finanzstrafbehörde ist, 
ansonsten jedoch Verwaltungsbehörde, 
fungieren die Organe der Steuerfahn-

dung bei Vollzug finanzstrafrechtlicher 
Aufgaben und Tätigkeiten als Finanz-
strafbehörde.9 Die getätigten Maßnah-
men sind dementsprechend unmittelbar 
dem Amt für Betrugsbekämpfung als 
Finanzstrafbehörde zuzurechnen.

Bei Tätigwerden der Organe der 
Steuerfahndung in Erfüllung von abga-
benrechtlichen Aufgaben10 sind entspre-
chende Maßnahmen der zuständigen 
Abgabenbehörde (FAÖ oder FAG) zuzu-
rechnen.

Maßnahmen außerhalb des abgaben-
rechtlichen oder finanzstrafrechtlichen 
Bereichs sind dem Amt für Betrugsbe-
kämpfung als Verwaltungsbehörde zu-
zurechnen, weshalb dieses dann belangte 
Behörde ist. 

In überwiegender Weise wird die 
Steuerfahndung finanzstrafrechtliche Be-
stimmungen sowie darauf verweisende 
Bestimmungen der Strafprozessordnung 
anzuwenden haben. Aufgrund der Fo-
kussierung als Spezialermittlungseinheit 
im Finanzstrafrecht entsprechend dem 
High-Risk-/High-Value-Prinzip werden 
die Fallermittlungen in der gerichtlichen 
Zuständigkeit überwiegen. Dabei werden 
die Organe der Steuerfahndung anstelle 
der Sicherheitsbehörden im Dienst der 
Strafrechtspflege tätig und sind mit den 
Rechten und Befugnissen der Kriminal-
polizei ausgestattet.11

Daneben kommen der Steuerfahn-
dung weitere Aufgaben der Betrugsbe-
kämpfung zu, wie präventive Maßnah-
men der Abgabenbehörde, insbesondere 
Erhebungen und Beobachtungen, sowie 
die Vornahme von Außenprüfungen 
als Organ der Abgabenbehörde. Da-
bei kommen der Steuerfahndung die 
den Organen der Abgabenbehörden in  
§§ 48b, 146a und 146b BAO einge-
räumten Befugnisse zu. 

In § 99 Abs. 2 FinStrG ist festgelegt, 
dass den Organen der Finanzstrafbehörde 
(somit auch der Steuerfahndung), wenn 
sie selbst die Nachschau oder die Prüfung 
durchführen, die Befugnisse der Organe 
der Abgabenbehörden zukommen.� n

Ein völlig neues Aufgabengebiet ist 
die Einhebung, Sicherung und Einbrin-
gung der nach dem FinStrG verhängten 
Geldstrafen und Geldbußen.

Die Geschäftsverteilung des Amts für Betrugsbekämpfung 
als Finanzstrafbehörde gem. § 58 Abs. 1 FinStrG ist unter 
folgendem Link abrufbar: www.bmf.gv.at/themen/steuern/
finanzstrafverfahren/zustaendigkeiten.html

8	 § 3 Z 3 ABBG.
9	 § 58 Abs. 1 lit b FinstrG und  

§ 265 Abs. 2 lit a FinStrG.
10	 § 4 ABBG.
11	 § 196 FinStrG.
12	 § 4 Abs. 1 ABBG.

151/2021    



praxis

Zur Bewältigung der Covid-Krise 
wurden viele Unternehmen durch 

unterschiedliche öffentliche Zuschüsse 
unterstützt. Dazu zählen insbesonde-
re der Fixkostenzuschuss (FKZ I, FKZ 
800k, Verlustersatz und Ausfallsbonus), 
der Umsatzersatz (für direkt und indi-
rekt betroffene Unternehmen) und die 
Covid-19-Kurzarbeit. Als weiteres zent-
rales Instrumentarium wurde mittels der 
Covid-19-Investitionsprämie neben den 
bereits erwähnten Aufwandszuschüs-
sen auch ein Investitionszuschuss zum 
Zweck der Konjunkturbelebung bereit-
gestellt.

Für die Abschlüsse 2020 stellt sich 
nun die Frage, wie die nun genannten 
Unterstützungsmaßnahmen bilanziell 
zu behandeln sind. Alle Zuschüsse eint, 
dass grundsätzlich kein Rechtsanspruch 
auf Gewährung besteht. Aufgrund der 
Fiskalgeltung der Grundrechte folgt je-
doch, dass für die Covid-Förderungen 
ein Rechtsanspruch bei Erfüllung der 
Voraussetzungen abgeleitet werden 
kann. Somit handelt es sich bei den 
Unterstützungsmaßnahmen um Zu-
schüsse, für welche ein Rechtsanspruch 
besteht. Daher ist gem. AFRAC 6 Rz 

20 der Anspruch auf den Zuschuss als 
Forderung zu aktivieren, wenn der Be-
rechtigte am Abschlussstichtag die sach-
lichen Voraussetzungen für die Gewäh-
rung des Zuschusses erfüllt hat und der 
erforderliche Antrag entweder bis zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses ord-
nungsgemäß gestellt wurde oder nach 
der Aufstellung des Jahresabschlusses 
mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit gestellt werden wird. 
Eine Bewilligung der Förderung bis 
zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jah-
resabschlusses ist hingegen nicht erfor-
derlich. (Vgl. AFRAC-Fachinformation 
Covid-19 [März 2021] Rz 33f.)

Sachliche Voraussetzungen
Neben der Antragstellung ist somit die 
Erfüllung der sachlichen Voraussetzun-
gen am Abschlussstichtag für die bilan-
zielle Erfassung der Forderung zentral. 

In weiterer Folge soll daher nun darge-
legt werden, welche sachlichen Voraus-
setzung im Einzelnen zu erfüllen sind:

1.	 Fixkostenzuschuss
Sachliche Voraussetzungen für die Ge-
währung eines Fixkostenzuschusses 
(FKZ I, FKZ 800k, Verlustersatz, Aus-
fallsbonus) sind
	das Vorliegen eines begünstigten 

Unternehmens,
	die Erfüllung der steuerlichen Wohl-

verhaltensregeln,
	das Vorliegen eines entsprechenden 

Umsatzausfalls in dem/den gewählten 
Betrachtungszeitraum/-räumen und

	das Vorliegen qualifizierter/nach-
weisbarer Fixkosten bzw. eines ent-
sprechenden Verlusts (gilt nicht für 
den Ausfallsbonus).

2.	 Umsatzersatz
Sachliche Voraussetzungen für die Ge-
währung des Umsatzersatzes (Lockdown-
Umsatzersatz I – direkt betroffene Unter-
nehmen bzw. Lockdown-Umsatzersatz II 
– indirekt betroffene Unternehmen) sind
	das Vorliegen eines begünstigten 

Unternehmens,

Die Hilfen und  
der Jahresabschluss
CORONA. Über die bilanzielle Behandlung der Covid-Unterstützungsmaßnahmen. 
Von Christian Steiner
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nun die Frage, wie die nun genannten 
Unterstützungsmaßnahmen bilanziell  
zu behandeln sind. 
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	die Erfüllung der steuerlichen Wohl-
verhaltensregeln,

	das Vorliegen eines entsprechenden 
Umsatzausfalls (bei Umsatzersatz II 
(ausreichender Umsatzzusammen-
hang mit direkt vom Lockdown be-
troffenen Branchen).

3.	 Covid-19-Kurzarbeit
Sachliche Voraussetzungen für die Ge-
währung der Covid-19-Kurzarbeit sind:
	Das Unternehmen ist von vorüber-

gehenden wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten betroffen,

	das Vorliegen einer rechtsgültigen 
Covid-19-Sozialpartnervereinba-
rung und

	das Vorliegen eines entsprechenden 
Arbeitszeitausfalls.

4.	 Investitionsprämie
Sachliche Voraussetzungen für die Ge-
währung der Investitionsprämie sind:
	das Vorliegen eines berechtigten För-

derwerbers (Unternehmen i.S.d. § 1 
UGB etc.),

	das Vorliegen einer förderbaren be-
triebsnotwendigen Investition sowie

	das fristwahrende Setzen erster Maß-
nahmen, wobei gem. AFRAC die 
den Anspruch auf den Zuschuss 
auslösende erste Maßnahme bis zum 
Abschlussstichtag gesetzt werden 
muss (vgl. AFRAC-Fachinformation 
Covid-19 [März 2021] Rz 35).

Gem. AFRAC-Fachinformation Co-
vid-19 (März 2021) ist die Inbetrieb-
nahme der zu aktivierenden Investition 
keine für den Ansatz der Forderung 

wesentliche sachliche Voraussetzung. 
Gleiches gilt für die Bezahlung bzw. 
Abrechnung sowie die Bestätigung des 
Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder 
Bilanzbuchhalters.

Bewertung der Zuschüsse  
am Stichtag
Es darf im Rahmen der Erstbewertung 
der aktivierbaren Forderung nur jener 
Teil des Zuschusses angesetzt werden, 
welcher sich auf tatsächlich angefallene 
Kosten bzw. Aufwendungen des abge-
laufenen Geschäftsjahrs bezieht und 
Deckung findet.

Einnahmen-Ausgaben-Rechnung
Gem. § 19 Abs. 1 Z 2 dritter Teilstrich 
EStG gilt ein Zuschuss aus öffentlichen 
Mitteln in dem Zeitraum als zugeflos-
sen, für den der Anspruch besteht. Bei 
Einnahmen-Ausgaben-Rechnern ist da-
her wie bei Bilanzierern der Zuschuss in 
jenem Zeitraum als Einnahme zu erfas-
sen, für welchen er beantragt wird.

Ausweis im Abschluss
Für die Darstellung im Abschluss ist 
zwischen Aufwands- und Investitions-
zuschüssen zu unterscheiden.

Aufwandszuschüsse (z.B. FKZ) sind 
gem. AFRAC 6 Rz 30 nach Maßgabe 
des Aufwandsanfalls ergebniswirksam 
zu erfassen. Dabei ist entweder ein Aus-
weis als „übrige sonstige betriebliche 
Erträge“ oder eine offene Kürzung des 
durch den Zuschuss gedeckten Auf-
wands zulässig. ME kommt für den 
Umsatzersatz bzw. den Verlustersatz 

mangels Konkretisierung der bezu-
schussten Aufwendungen lediglich ein 
Ausweis als „übrige sonstige betriebliche 
Erträge“ in Betracht. Gleiches gilt mE 
für den Teil des tatsächlichen Ausfalls-
bonus. Der optionale Vorgriff auf den 
FKZ 800k wäre im Fall der Inanspruch-
nahme analog zum FKZ 800k zu er
fassen.

Investitionszuschüsse (z.B. InvPr) 
sind gem. AFRAC 6 Rz 24 nach der 
Brutto- oder Nettomethode zu erfassen. 
Bei der Bruttomethode ist der Zuschuss 
in einem gesonderten Passivposten 
(Sonderposten) nach dem Posten Ei-
genkapital auszuweisen. Dieser Sonder-
posten ist in weiterer Folge analog dem 
Aufwandsverlauf des bezuschussten 
Aktivums ergebniswirksam aufzulö-
sen. Dabei kommt ein Ausweis in den 
„übrigen sonstigen Erträgen“ oder eine 
offene Kürzung der „planmäßigen Ab-
schreibungen“ in Betracht. Im Fall der 
Anwendung der Nettomethode kommt 
es zu einer Abstockung/Kürzung des be-
zuschussten Vermögenswerts.� n

Die Hilfen und  
der Jahresabschluss
CORONA. Über die bilanzielle Behandlung der Covid-Unterstützungsmaßnahmen. 
Von Christian Steiner
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Anlass der Neufassung war die Auf-
hebung der bisherigen Bestim-

mung mit Ablauf des 31.12.2020 
durch den VfGH. Dabei wurde den 
auch an dieser Stelle mehrfach geäußer-
ten Bedenken Rechnung getragen, dass 
die durch Verweis auf den § 304 BAO 
geregelte Antragsfrist bereits abgelau-
fen sein könnte, wenn der eigentliche 
Antragstatbestand eintritt.

Zu Grunde liegender Sachverhalt
Werden Einkünfte gem, § 188 BAO 
festgestellt, so wird der Inhalt dieses 
Feststellungbescheides üblicherweise in 
einen abgeleiteten Bescheid (i.d.R. ESt-
Bescheid) übernommen. Nun kann es 
sein, dass dieser Feststellungsbescheid, 
z.B. im Rahmen einer Außenprüfung, 
abgeändert wird, was zu einer entspre-
chenden Anpassung des abgeleiteten 
Bescheids gem. § 295 Abs. 1 BAO 
führt. Wird der neue Feststellungsbe-
scheid jedoch angefochten, kann sich 
im Zuge des Beschwerdeverfahrens 
(möglicherweise erst nach Jahren) her-
ausstellen, dass dieser (z.B. wegen einer 
unrichtigen Adressierung) nichtig, also 

unwirksam ist. Die Beschwerde wird 
in diesem Fall als unzulässig zurückge-
wiesen, da sie sich ja gegen einen Nicht-
Bescheid richtet. Dementsprechend 
erweist sich aber der darauf gestützte 
(geänderte), abgeleitete Bescheid als 
rechtswidrig und ist auf Antrag aufzu-
heben. Bislang war dieser Antrag jedoch 
nur im Rahmen der Fristen des § 304 
BAO möglich, somit bis Eintritt der 
Verjährung bzw. seit 2019 gegebenen-
falls noch innerhalb von drei Jahren ab 
Rechtskraft des abgeleiteten Bescheids.

Die Neuregelung seit 8.1.2021
Die Anknüpfung der Antragsfrist an 
den abgeleiteten Bescheid wurde vom 
VfGH als verfassungswidrig erachtet, 
unter anderem auch deshalb, weil es der ©
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Behörde offensteht, diesen sofort oder 
erst nach Rechtskraft des Feststellungs-
bescheids zu erlassen. Daher verknüpft 
die Neuregelung die Antragsfrist nun-
mehr mit dem Feststellungsbescheid 
selbst und zwar in der Form, dass 
binnen eines Jahres ab Rechtskraft der 
Zurückweisung der Beschwerde der 
Antrag auf Aufhebung des abgeleiteten 
Bescheids gestellt werden kann.

Vielfach war es in der Vergangenheit 
so, dass der als nichtig erkannte Fest-
stellungsbescheid nochmals (nunmehr 
rechtswirksam) erlassen wurde, dass 
aber der Eintritt der Verjährung einem 
neuerlichen abgeleiteten Bescheid ent-
gegenstand. Dies ist nun nicht mehr 
der Fall, da innerhalb eines Jahres ab der 
(antragsgemäßen) Aufhebung ein neuer 

Fristenfalle im 
§ 295 Abs. 4 BAO 
entschärft
BAO. § 295 Abs. 4 BAO normiert ein  
Antragsrecht auf Aufhebung von abgeleiteten  
Bescheiden, wenn der zugrundeliegende  
Feststellungsbescheid sich nachträglich  
als Nicht-Bescheid herausstellt.  
Von Herbert Houf

Mit Wirkung vom 8. 1. 2021 
wurde diese Bestimmung 
durch das Covid-19-StMG 
(BGBI I Nr. 3/2021) neu gefasst.



zur Aufhebung nicht nur wie bisher 
Änderungsbescheide (i.d.R. nach § 295 
Abs. 1 BAO) erfasst, sondern nunmehr 
für sämtliche Bescheide gegeben ist, 
die sich in irgendeiner Form auf einen 
Nichtbescheid stützen.

Zusammenfassung
Einerseits wurde durch die Neurege-
lung eine Fristen- und Verjährungsfalle 
entschärft, was insbesondere den Vor-
teil bringt, dass abgeleitete Bescheide 
nicht mehr ‚auf Verdacht‘ angefochten 

werden müssen. Dies war dann der 
Fall, wenn gegen den Feststellungsbe-
scheid Beschwerde eingebracht wurde 
und die Sorge bestand, dass sich dieser 
– jedoch zu spät – als nichtig herausstel-
len könnte. 

Durch die vorsorgliche Anfechtung 
konnte man den Anwendungsfall des  
§ 209a Abs. 1 BAO auslösen, d.h. wenn 
über die Beschwerde (z.B. infolge einer 
Aussetzung nach § 271 BAO) erst nach 
Feststellung der Nichtigkeit des Fest-
stellungsbescheids entschieden wurde, 
stand der Eintritt der Verjährung einer 
Abänderung des abgeleiteten im Rah-
men der Beschwerdeerledigung nicht 
entgegen. Andererseits wurde eine wei-
tere Norm geschaffen, die im Anlassfall 
bestehende Verjährungsbestimmungen 
durchbricht.	 n

abgeleiteter Bescheid erlassen werden 
kann, sofern dieser ausschließlich den 
Inhalt des nunmehr rechtswirksamen 
Feststellungsbescheid übernimmt. Und 
das ungeachtet des allfälligen Eintritts 
der Verjährung.

Sollte auch der Feststellungsbe-
scheid wiederum angefochten werden, 
gilt in weiterer Folge § 209a Abs. 2 
BAO sinngemäß, d.h. der davon abge-
leitete Bescheid kann dann trotz Ein-
tritts der Verjährung später noch einer 
allenfalls abweichenden Beschwerde-
erledigung folgend angepasst werden. 
Dies auch dann, wenn die Beschwerde 
selbst erst nach Eintritt der Verjährung 
eingebracht wird. Insofern wird auch 
der zeitliche Anwendungsbereich des  
§ 209a Abs. 2 BAO ausgedehnt. Neu 
ist auch, dass die Antragsmöglichkeit 

Das Verwaltungsgericht hat 
sodann zu beurteilen, ob durch 
den abgeänderten Bescheid dem 
Beschwerdeantrag vollinhaltlich 
Rechnung getragen wurde.

Wir laden Sie sehr herzlich ein – 
wählen Sie einfach den für  
Sie passenden Termin aus:  
Dienstag, 20. April 2021 oder  
Donnerstag, 27. Mai 2021  
– jeweils von 9.00 bis 16.15 Uhr. 

Kostenlos und unverbindlich
Der RZL Online-Info-Event wird als 
kostenloses Webinar abgehalten. 
Informieren Sie sich unverbindlich 
wie auch Sie von einer Umstel-
lung auf die RZL Software-Lösung 
profitieren! In Webinaren stellen wir 
Ihnen moderne Programme und 
viele Neuerungen vor:
•	 Einfache Abrechnung oder kom-

plexe Formeln? RZL Lohn kann‘s!

•	 So geht Buchhaltung heute: 
digital, automatisiert, effizient

•	 Der Jahresabschluss mit Soft-
ware von RZL – 1, 2, 3, fertig!

•	 Digitale Auswertungen im „Flow“
•	 Modernes Kanzlei-Management 

mit RZL KIS & Co 
•	 Datenübernahme aus anderen 

Software-Lösungen

Digital und automatisiert
Bei den RZL Online-Info-Events 
erfahren Sie, wie digitales Arbeiten 
mit den RZL Software-Lösungen 
Ihren Arbeitsalltag vereinfacht. 
Automatisieren Sie Arbeitsabläufe 
und profitieren Sie von der Verfüg-
barkeit digitaler Daten! 

Falls keiner der beiden Termine 
für Sie passt, oder Sie sich erst im 
Sommer/Herbst 2021 informieren 
möchten, kontaktieren Sie uns!

RZL ONLINE-INFO-EVENT
Top-Infos für alle interessierten 
Steuerberater/Bilanzbuchhalter
Sind Sie auf der Suche nach einem neuen Software-Partner für 
Ihre Kanzlei, dem Sie vertrauen können? Dann sind Sie beim  
„RZL Online-Info-Event“ genau richtig!
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Alle Infos zu den RZL Software-Lösungen für Kanzleien 
und Unternehmen erhalten Sie bei:
RZL Software GmbH
4911 Tumeltsham OÖ, Hannesgrub Nord 35
Tel. 07752/252 DW 65 (Vertrieb)
Software@rzl.at

Besuchen Sie uns auf rzlSoftware.at
Zum RZL Unternehmensvideo rzlsoftware.at/imagevideo

Anmeldung 
jetzt möglich: 

rzlSoftware.at/
info-event 

Die Teilnahme ist kostenlos –  
Anmeldung erforderlich auf rzlSoftware.at/info-event

Werden Einkünfte gem, § 188 BAO fest-
gestellt, so wird der Inhalt dieses Fest
stellungbescheides üblicherweise in einen 
abgeleiteten Bescheid übernommen. 
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Bei Überprüfungsfällen wie Betriebs-
prüfung, Nachschau, Bescheidkon-

trolle etc. mit relativ geringen Meh-
rergebnissen sieht das FinStrG eine 
sinnvolle Verfahrensbeschleunigung 
(„Schnellverfahren“) vor, mit der eine 
finanzstrafrechtliche Verfolgung abge-
wendet werden kann.

So ist die Abgabenbehörde (nicht 
Finanzstrafbehörde) berechtigt, eine 
Abgabenerhöhung von zehn Prozent der 
festgestellten Nachforderungen, inso-
weit diesbezüglich der Verdacht – auch 
zur subjektiven Tatseite – eines Finanz-
vergehens besteht, festzusetzen. Diese 
Abgabenerhöhung gilt nicht als Strafe, 
weshalb auch keine Aufnahme ins 
Finanzstrafregister erfolgt. Im Gegen-
satz zu einer Geldstrafe kann sie auch 
nur maximal einmal vorgeschrieben 
bzw. diese Möglichkeit nur einmal in 
Anspruch genommen werden. 

Berechnung der Mehrergebnisse
Voraussetzung für die Anwendung nach 
§ 30a ist, dass der Verdachtsbetrag für 
ein Jahr insgesamt EUR 10.000,–, in 
Summe jedoch EUR 33.000,– nicht 
übersteigt, wobei für diese Betragsgren-
zen die Summe aller Verkürzungsbeträge 
gleichzeitiger Überprüfungsmaßnah-
men oder solcher in unmittelbarer Folge 
(z. B. USO und Nachschau hintereinan-
der) herangezogen wird. Zu beachten ist, 
dass die Verfolgungsmöglichkeit weiterer 
hinsichtlich derselben Abgabenart und 
desselben Zeitraums bewirkter Verkür-
zungen aufrechtbleibt.

Auch bei einem Mehrergebnis von 
mehr als EUR 33.000,– ist grundsätzlich 
eine Maßnahme nach § 30a möglich. 
Die Berechnung der Mehrergebnisse 
abzüglich jener Nachforderungsbeträge, 
für die keine Verdachtslage besteht, 

beispielsweise vertretbare Rechtsan-
sichten oder klassische Sicherheitszu-
schläge, kann für die Außenprüfer eine 
Herausforderung sein, weshalb diese 
dann auch Unterstützung durch die 
Finanzstrafbehörde erhalten. Auch wir 
Vertreter können (und sollten) mit Vor-
wegberechnungen über die Höhe des 
Verdachtsbetrags unterstützend agieren. 

Zu beachten ist dabei, dass für 
die maßgebenden Beträge (EUR 
10.000,–/EUR 33.000,–) jener Betrag 
ausschlaggebend ist, der unmittelbar 
nach Abschluss der abgabenrechtli-
chen Überprüfung erstmöglich als 
Nachforderung festgesetzt worden 
ist. Anschließende Reduktionen nach 
einem Beschwerdeverfahren führen laut 
VwGH nicht mehr zur (nachträglichen) 
Anwendungsmöglichkeit des § 30a 
(18. 3. 2013, 2012/16/0059).

Der Verkürzungszuschlag kann 
von Amts wegen oder auf Antrag des 
geprüften Abgabepflichtigen festge-
setzt werden. Bei einer amtswegigen 
Vorschreibung muss sich der 
Abgabenpflichtige spätestens 
14 Tage nach Festsetzung 
der Abgabennachforderung 
mit dem Verkürzungszuschlag 
einverstanden erklären. Diese 
14-Tage-Frist ist nicht verlän-
gerbar. Vor allem muss aber die 
Entrichtung des „Verdachts-
betrags“ und der Abgabener-
höhung jeweils innerhalb eines 
Monats ab Festsetzung – hier ohne 
die Möglichkeit eines Zahlungsauf-
schubs (!) – erfolgen. An diesem Krite-
rium scheitern oft § 30a-Verfahren. Des-
halb sollte in der Praxis geprüft werden, 
ob eine vollständige Zahlung innerhalb 
der Monatsfrist für den Mandanten 
möglich ist. ©
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Sinnvolle Beschleunigung
FINANZSTRAFGESETZ. Über den Verkürzungszuschlag  

nach § 30a FinStrG. Von Klaus Hübner

ZUM AUTOR
Klaus Hübner  
ist Präsident  
der ÖGSW
office@
klaushuebner.at

Der Charme des § 30a
Der „Charme“ des § 30a liegt darin, dass 
die Entrichtung der Abgabenerhöhung 
für alle Tatbeteiligten strafaufhebend 
wirkt. Weil es sich bei dieser Abgaben-
erhöhung auch nicht um eine Strafe 
handelt, erfolgt auch keine Eintragung 
im Finanzstrafregister. Ein Rechtsmittel 
gegen die Abgabenerhöhung ist aus-
drücklich nicht möglich. Im Fall einer 
nachträglichen Herabsetzung der Abga-
benschuld (diese kann bekämpft wer-
den!) hat die Abgabenerhöhung, sofern 
sie auf den „Verdachtsbetrag“ entfällt, 
entsprechend reduziert zu werden.

Rechtsanspruch auf eine Vorgangs-
weise nach § 30a hat der Abgabepflich-
tige allerdings keinen. Vielmehr kommt 
der Abgabenbehörde ein großer Ermes-
senspielraum zu. Ausgeschlossen ist die-
ses „Schnellverfahren“ nämlich, wenn 
bereits ein Strafverfahren anhängig ist, 
wobei Anhängigkeit mit der ersten Ver-
folgungshandlung gegeben ist. Damit ist 
es der Finanzstrafbehörde immer mög-

lich, ein § 30a-Verfahren nicht 
zur Anwendung zu bringen, 
indem sie eben ein Strafver-

fahren einleitet. Ausschließungs-
gründe für ein § 30a-Verfahren 
sind auch das Vorliegen einer 
Selbstanzeige, sowie erlassmä-
ßig geregelte Sachverhalte mit 
spezialpräventivem Charakter.

Gegen die etwaige Abweisung 
des Antrags auf ein § 30a-Ver-

fahren kann Beschwerde erhoben 
werden, diese hat jedoch keine auf-

schiebende Wirkung. Die Anwendung 
dieses Schnellverfahrens ist derzeit regi-
onal höchst unterschiedlich. Ein ein-
heitlicheres Vorgehen im Zuge des neu 
geschaffenen ABB wäre jedenfalls wün-
schenswert.	 n

Die Anwendung 
dieses Schnellver-
fahrens ist derzeit 
regional höchst 
unterschiedlich.

brennpunktfinanzstrafrecht
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Seit mehr als 40 Jahren profitieren 
Privatanleger von IFA Immobili-

eninvestments, 2,43 Mrd. Euro wurden 
bislang ertragreich und wertbeständig 
veranlagt. Viele Steuerberaterinnen 
und Steuerberater empfehlen ihren 
Kunden IFA Bauherrenmodelle als 
förder- und steueroptimierte Invest-
ments und zählen dabei selbst zu den 
stärksten Investorengruppen unter den 
7.500 Klientinnen und Klienten. Beim 
Tochterunternehmen von SORAVIA 
können Privatanleger auf Kompetenz 
ohne Kompromisse mit Rundum-
Service vertrauen: Investoren müssen 
sich um nichts selbst kümmern, nichts 
organisieren, keine Mieter suchen und 
auch nichts in Stand halten. Alle zeit-
aufwändigen und komplizierten Schrit-
te werden von Experten übernommen. 

„Investments in geförderten Wohn-
bau haben sich für Vermögensschutz, 
die eigene Pensionsvorsorge und als 
Generationenabsicherung bewährt. 
Hochwertiger und leistbarer Wohn-
raum wird in urbanen Ballungsräumen 
dringend benötigt. Das sorgt für op-
timale Vermietbarkeit und langfristig 
solide Renditen für Investoren“, erklärt 
Michael Baert, Vorstand der IFA AG.  

Immobilieninvestment in Graz
Privatanleger können sich jetzt über 
ein IFA Bauherrenmodell Plus mit pari-
fizierter Wohnungszuordnung am Pro- B
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Einfach, smart und sicher  
das Vermögen schützen!
Sachwertinvestments in geförderten Wohnbau überzeugen durch Sicherheit und Stabilität.  
Für langfristigen Vermögensschutz, zur Pensionsvorsorge und als Generationenabsicherung  
können sich private Anleger jetzt einfach, smart und sicher an einem IFA Bauherrenmodell Plus  
in Graz beteiligen.

Mehr Informationen  
unter www.ifa.at

DI Michael Baert, 
Vorstand IFA AG

jekt „Idlhofgasse 70 | Wohnen in der 
Grazer City“ beteiligen. Dieses Invest-
ment mit einem Investitionsvolumen 
von 28,3 Mio. Euro verbindet Vorzüge 
des klassischen Bauherrenmodells mit 
jenen von Vorsorgewohnungen, denn 
man investiert in eine ausgewählte 
Wohnung und wird zum Miteigentü-
mer der gesamten Immobilie. „Der 
persönliche Anteil wird im Grundbuch 
eingetragen, das Wohnungseigentum 
nach Baufertigstellung begründet. Der 
Mietenpool sichert die Einnahmen für 
vorerst 20 Jahre, danach ist eine Ei-
genvermietung möglich“, so Baert. Bei 
diesem geförderten Wohnbauprojekt 
schafft IFA in bester Grazer Innen-
stadtlage 89 Neubauwohnungen so-
wie ein Geschäftslokal. 

Das Projekt bietet sämtliche  
Vorteile des Bauherrenmodells, die 
Sicherheit eines realen Sachwerts so-
wie langfristig stabile Mieteinnahmen. 
Die Mindestbeteiligung beträgt rund 
198.000 Euro. Ein Einstieg ist bereits 
mit einem Eigenkapitaleinsatz von 
rund 91.000 Euro – verteilt auf drei 
Jahre – möglich.	 n

Das geförderte Wohnbauprojekt  
„Idlhofgasse 70 | Wohnen in der 
Grazer City“ kombiniert Vorzüge  
des Bauherrenmodells mit jenen  
von Vorsorgewohnungen. 



DIE KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN DER ÖGSW

servicenetzwerk

Lernen in und 
mit der Krise

Wie die Covid-19-Pandemie unsere
Arbeitswelt verändert hat
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NEWS AUS DER ÖSTERREICHISCHEN GESELLSCHAFT DER STEUERBERATER UND WIRTSCHAFTSPRÜFER

servicenetzwerk

Die Pandemie hat unseren Berufs-
alltag vollkommen über den Hau-

fen geworfen und nachhaltig verändert. 
Traditionen wie ein gemeinsamer Kaf-
feeplausch, gemeinsame Mittagessen 
oder Geburtstagsfeiern im Büro gehö-
ren scheinbar der Vergangenheit an. 
Teamarbeit spielt sich nur noch online 
zwischen MSTeams, Zoom, Bigmarker, 
Gotowebinar, Podcasts, Webinaren on 
demand, also in digitalen Meetings und 
virtuellen Calls, etc. ab. Wir sprechen in 
ein „Kastl“ und nehmen ausschließlich 
Bilder wahr. Nix ist mehr fix – alles ist 
offen, die Beratung ändert sich täglich 
mit neuen FAQ. 

Die meisten Kollegen und Mitar-
beiter kämpfen mit Arbeitsüberlas-
tung. Denn es wird auf zwei Schienen 
durchgehend gearbeitet: die zusätzliche 
Arbeit durch Corona, wo ständig Anträ-
ge einzureichen sind und die aktuellen 
Buchhaltungszahlen mit den Vorjahren 
verglichen werden müssen, samt der 
Sanierungsberatung, und das „norma-
le“ Steuerberatergeschäft mit Beratung, 
Jahresabschlüssen samt Forcasts für die 
Banken, die ebenso dringend die Zah-
len brauchen. 

Bahnbrechende Herausforderungen
Manche kämpfen durch diese 
Doppelbelastung mit vollkommener 
Erschöpfung, andere mit Einsamkeit, 
manche mit Vorwürfen oder schlech-
tem Gewissen, weil bei alldem zu we-
nig Zeit für die Familie bleibt. Manche 
haben Selbstzweifel, da neben Arbeit 
und Schlaf kaum Ausgleich möglich ist. 
Andere wieder finden keinen Platz zum 

Arbeiten, weil die Kinder im Distance-
Learning, also auch zuhause, sind. Oft 
sind Partner ebenso im Homeoffice, 
und manchen wird der Wohnraum 
zu knapp. Dazu kommen manchmal 
komplizierte Familienverhältnisse, ein 
Zuviel an Hausarbeit etc. Was bleibt da 
noch vom Leben? 

Und unser Berufsstand wird zudem 
mit ständigen Neuerungen zugeschüttet, 
oft ändern sich Bestimmungen täglich. 
Was hat noch Gültigkeit? Was ist schon 
wieder neu, wie kann man da den Über-
blick noch behalten? Da droht einem der 
Kopf manchmal zu explodieren. Unsere 
Branche ist vom Virus überlastet. Mitar-
beiter werfen manchmal das Handtuch, 
neue zu bekommen ist ohnedies schwie-
rig. Und wenn dann wirklich noch ein 
Mitarbeiter wegfällt, was bleibt dann 

noch übrig, als dass der Kollege selbst die 
Arbeit erledigt? Seit über einem Jahr gibt 
es für viele keine wirkliche Erholung. 
Wann wird es Aussicht auf Verbesserung 
geben? Stellt sich für viele die Frage: Wa-
rum tun wir uns das an? Die Antwort 
lautet: Für unsere Klienten, sie sind uns 
wichtig – darum! Und es ist unsere Exis-
tenzgrundlage, unser Beruf, für viele bis 
dato eine Berufung.

Den „Irrsinn“ erleichtern
Im Kanzleialltag gilt es zusammenzu-
arbeiten, um den „Irrsinn“ leichter zu 
machen. Einen Plan in der Planlosigkeit 
zu finden. Es gilt zu lernen: „Der Weg 
ist das Ziel.“ Das hilft uns, nicht in der 
Zukunft zu leben, sondern im Hier und 
Jetzt. 

Immer wieder: die eigene Welt zu 
hinterfragen, sich bewusst für einen 
Klienten entscheiden, nicht jeden Auf-
trag übernehmen. Eine Kosten-Nutzen-
Rechnung aufstellen: Wie viele Res-
sourcen verbrauchen energieraubende 
Klienten? Rechnet sich das Honorar? So 
lässt sich Ärger vermeiden.

Alles Übel geht vorbei – wann, das 
wissen wir noch nicht. Was wird von 
der Pandemie bleiben? Und: Was haben 
wir gelernt? Wie nutzen wir das Mehr 
an Kreativität, Flexibilität, Innovation, 
Andersdenken, Ergebnisoffenheit für die 
Zukunft? Wie können wir mehr Vertrau-
en in unser gemeinsames Tun haben? 

Denn durch das Homeoffice hat 
sich gezeigt, dass der Kanzleibetrieb 
weiterläuft. Die Anwesenheitspflicht 
von Mitarbeitern ist nur bedingt für 
eine erfolgreiche Kanzlei essentiell. Füh-
rungskräfte, die ihre Mitarbeiter kon-
trollieren müssen, sind passé. Das liegt 
hinter uns, Kanzleien haben gelernt, 
Arbeit neu zu definieren. Wir müssen 
nicht in ein Büro fahren, um gute Arbeit 
zu liefern. Wie wollen wir arbeiten? Und 
was macht gute Arbeit aus? Wie kann 
modernes Arbeiten ablaufen? Das Büro 
ist nicht mehr ein Ort, wo man arbei-
tet, weil es keine anderen Plätze dafür 
gibt, sondern ein soziales menschliches 
Kommunikationssystem, wo man ge-
meinsam Mehrwert, eine gemeinsame 
Identität schaffen kann. Neue Arbeits-, 
Organisationsformen werden sich in un-
seren Kanzleien entwickeln. 

In Krisenzeiten stehen Beziehungen 
auf dem Prüfstand. Wenn es kriselt, 
trennt sich die Spreu vom Weizen. Es 
zeigt sich nicht nur wie, sondern vor 
allem mit wem wir die schwierigen Zei-
ten in der Kanzlei leichter überstanden 
haben.

Wer hat uns Vertrauen entgegenge-
bracht, wer hat uns Zuversicht zugespro-
chen, bei welchem Klienten ist es uns 
leichtgefallen, ihn zu unterstützen, wel-

Einen Plan  
in schweren Zeiten
KRISE. Wie wir besser und gemeinsam durch  
die Pandemiekrise kommen. Kolleginnen und Kollegen  
berichten, was sie Positives gelernt haben. Von Sabine Kosterski 

ZUR AUTORIN
Mag. Sabine 
Kosterski ist 
Steuerberaterin 
und Mediatorin
sabine@kosterski.at

Unser Berufsstand wird zudem ununter-
brochen mit Neuerungen konfrontiert, oft 
ändern sich Bestimmungen täglich. Was 
hat noch Gültigkeit? Wer behält da noch 
einen Überblick?
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che haben uns den letzten Nerv gezogen. 
Von letzteren sollten wir uns nicht nur 
bei knappen Ressourcen verabschieden. 

Welche Mitarbeiter haben uns beige-
standen? Manche haben das Handtuch 
geworfen, weil es einfach zu viel wurde. 
Neue Kanzleipartnerschaften sind ent-
standen, manche bestehende sind zerbro-
chen, weil sie nicht krisentauglich waren 
und manche sind noch fester zusammen-
gewachsen. In welchen Organisationen 
hat man sich aufgehoben, verstanden 

und unterstützt gefühlt? Es gab zahlreiche  
Tests zu bestehen.

Vieles gab Anstoß zum Nachdenken 
und Überdenken. Bahnbrechende He-
rausforderungen zeichnen sich für das 
Thema Kanzleiarbeit ab. ÖGSWissen 
hat deshalb Kolleginnen und Kollegen 
gefragt, wie sie die Coronapandemie 
bisher überstanden haben, um sich jetzt 
schon auf „ein Danach“ einrichten und 
auch freuen zu können:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nichts währt ewig, alles Übel 
geht vorbei. Das sagt sich so 
leicht, aber gemeinsam werden 
wir es schaffen! Wir wünschen 
allen möglichst gute Erholung, 
viel Lebensenergie und Kraft, um 
weitere Ausnahmesituationen so 
gut wie möglich zu durchtauchen. 
Und bitte eines nicht vergessen: 
Die Wirtschaft braucht uns!

„Unser Arbeit ist von überall  
(Kanzlei und Homeoffice) machbar, 
zudem bringt es zeitliche Flexibilität 

mit sich. Aber trotzdem genießen und 
schätzen es unsere Klienten, Mitarbeiter 

und Kollegen jetzt noch mehr, in die 
Kanzlei kommen zu dürfen.“

Carmen Baumert,  
Kanzlei Schabetsberger

 „Ich bin an sich ein sehr positiver 
Mensch, denke stets in Lösungsvarian-
ten. Doch die jetzige Zeit ist für meine 
MitarbeiterInnen und mich sehr belas-
tend, denn besonders als Kleinkanzlei 
ist es schwer; die vielen zusätzlichen 

Covid-Aufgabenstellungen in den ohne-
hin schon sehr gut gefüllten Kanzleialltag 
mit aufzunehmen. Als tollen Trend emp-
finde ich, dass nun auch die bisherigen 
,Digitalisierungs-Muffel‘ unter unseren 

Klienten ganz klar mit uns als seit Jahren 
papierloser Kanzlei am gleichen Strang 

ziehen. Online-Meetings sind enorm 
effizient, auch das Feedback auf meine 

neuen Vorträge in Form von Webina-
ren ist von Anfang an sehr erfreulich, 
ich kann so auch einen viel größeren 

TeilnehmerInnenkreis ansprechen. Trotz-
dem freue ich mich schon sehr auf die 
persönlichen Besprechungen und Prä-
senzvorträge und die vielen Treffen mit 

KollegInnen bei Veranstaltungen.“

Catharina Karl, Kanzleiinhaberin,  
Kanzlei Steuerkooperation 

„Wie in jeder Krise haben wir gemein-
sam viel gelitten, aber auch viel gelernt. 
Wir haben gelernt, dass unser Wirgefühl 

uns gut durch die Krise getragen hat 
und der Zusammenhalt im Betrieb oft 

auch über die private Entsozialisierung 
(neudeutsch: Social Distancing) getra-
gen hat. Homeoffice wurde Teil unserer 
Unternehmenskultur und wir freuen uns, 

jetzt damit viel größere Freiheiten zu 
haben, die wir bis jetzt in diesem Aus-
maß noch nicht erkannten. Wir haben 
gelernt, dass auch oder vor allem in 

harten Zeiten ein Wort des Dankes und 
des Lobes noch viel mehr zählt und wir 
waren dankbar für jedes anerkennen-
de Wort durch unsere Klienten – und 

davon haben wir erfreulicherweise viele 
bekommen.“

Peter Katschnig, Partner,  
ECA Kärnten

„Unser Teamgeist wurde durch die 
Pandemie nicht geschwächt. Im Gegen-

teil, die räumliche Trennung konnte 
durch die intensive Zusammenarbeit 
sehr gut überbrückt werden und wir 

schätzen persönliche Begegnungen nun 
noch mehr als zuvor.“

Benedikt Kobzina, Steuerberater- 
Berufsanwärter
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„Diese herausfordernden Zeiten haben 
mir im Kanzleialltag gezeigt, wie wichtig 
es ist, mit Veränderung umzugehen und 
mir proaktiv neues Wissen anzueignen. 
Zusätzlich war es essenziell, während 

der zunehmenden Arbeitsbelastung, vor 
allem für mich als Mutter, eine gewisse 
Distanz zur Arbeit in meiner Freizeit auf-
zubauen. Das fängt bei meiner Wochen-
planung an und zieht sich zunehmend 
auch durch die digitale Welt mit tech-
nischen Anpassungen, um das strikte 

Trennen von geschäftlichen und privaten 
Inhalten zu ermöglichen.“

Fabienne Scharmer,  
Kanzleiinhaberin

„Schwere Zeiten erfordern ungewöhnli-
che Maßnahmen. Durch unkomplizierte 

Kollegenkooperationen war es mir in 
meiner Kanzlei möglich, relativ gut durch 

einen plötzlich auftretenden Mitarbei-
termangel zu kommen. Das Miteinan-
der mit Kollegen bedarf eines großes 

Vertrauens, das mir entgegengebracht 
wurde, mich unterstützt und mir Mut 

gemacht hat. Bei neuen Klienten habe 
ich bewusster die Auswahl getroffen.“ 

Andrea Sedetka, Steueranker,  
Kanzleiinhaberin

„Die Flexibilität von Klienten und  
Mitarbeitern hat stark zugenommen,  
dies betrifft sowohl den Einsatz von  

IT (Besprechungen via Zoom,  
Datenübermittlungen mittels Cloud, 

Remote- und Homeoffice) als auch die 
Bereitschaft der Mitarbeiter, an Tages-

randzeiten oder an Samstagen ihre 
Arbeit zu verrichten.“

Hannes Reisenhofer, Partner,  
RSB Austrian Tax Partner  
Steuerberatung GmbH

„Gut war und ist, dass wir schon vor 
Jahren die Digitalisierung entwickelt 

und ausgebaut hatten; das hat vieles 
erleichtert und im pandemiebedingt 

völlig veränderten Arbeitsalltag geholfen. 
Gekommen, um zu bleiben, sind auch 

die vielen Online-Meetings und das ver-
stärkte Arbeiten von Zuhause. Beides ist 
gut und definiert die Kanzleiarbeit neu.“

Helmut Schuchter, Partner,  
Kanzlei Stauder-Schuchter-Kempf

„Abgesehen von der großartigen 
Unterstützung durch die KSW (herzli-

chen Dank dafür!) und der Dankbarkeit 
meiner KundInnen haben mir ,Jahressät-
ze‘ durch die Pandemie geholfen. 2020 

war dies ,Irgendwie geht’s immer‘,  
für 2021 ist es ,Nichts dauert ewig‘. 
Damit habe ich auch verzweifelten  
KlientInnen immer wieder einmal  
ein Lächeln entlocken können.“

Elke Hager,  
Kanzleiinhaberin

„Ich sehe die letzten 12 Monate 
durchwegs positiv. Es hat viele Verän-
derungen gegeben, die sonst wahr-

scheinlich Jahre gedauert hätten, aber 
viele Erleichterungen (unnötige Reisen) 
gebracht haben, z.B. Videokonferenzen. 
Auch hat es bei mir zu einem Umdenk-
prozess geführt, was im Leben wirklich 
notwendig ist. Besonders gefehlt haben 

mir die tollen Reisen (vor allem nach 
Nordamerika). Ein ,Restart‘ ist wohl 

manches Mal notwendig.“

Stefan Steiger, Partner, 
elixa Steuerberatung
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„In meiner Kanzlei freuen wir uns noch 
viel mehr auf den nächsten Betriebs-
ausflug – dieser wird nicht mehr als 

Selbstverständlichkeit wahrgenommen, 
sondern als ein positives Lebensgefühl 

und ein Stückchen Freiheit.“

Klaus Hilber, KHWT, Kanzleiinhaber

„Die Krise hat uns gezeigt, wie wichtig 
Anpassungsfähigkeit ist bzw. wie uner-
lässlich es ist, schnell und flexibel zu 

reagieren. Diese Herausforderung hat 
uns als Team trotz Social Distancing 
stärker zusammenwachsen lassen.“

Andreas Wultsch, Partner,  
Die Steuerberater

„Die Kanzleistrukturen, die nicht effi-
zient waren, mussten in ,Windeseile‘ 

überdacht und umgestellt werden und 
die Investition in die Digitalisierung der 
Vorjahre zeigte sich als solide Basis, 

sodass das ,Alltagsgeschäft‘ problemlos 
weiterlaufen konnte und weitere Online-
Maßnahmen sich problemlos umsetzen 

ließen. Positiv formuliert, ermöglichte 
mir die Covid-19-Krise einen Anlass, 

intensiv und sehr schnell in die Qualität 
von Prozessen sowie in die richtigen 

Mitarbeiter und in die passenden 
Klienten zu investieren.“ 

Doris Wagner, Kanzleiinhaberin,  
Kanzlei SW Steuerberatung 

„Der Zusammenhalt unter den Mitar-
beitern und der Zusammenhalt und 
Austausch unter und mit den Kolle-

gen – damit konnte und kann die neue 
Situation, mit ihren so speziellen Her-

ausforderungen und ihren ganz neuen 
Aufgabengebieten, doch irgendwie 

bewältigt werden.“

Thomas Saller, Partner,  
Kanzlei Saller&Saller Steuerberatung
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changemanagement

Die Coronakrise hat Klein- und 
Mittelbetriebe hart getroffen. Vie-

le Unternehmen waren zur Erhaltung 
ihrer Liquidität gezwungen, Kredite 
oder Überbrückungshilfen in Anspruch 
zu nehmen. Dadurch konnte die Zah-
lungsfähigkeit zwar kurzfristig gesichert 
werden, doch führte das aufgenom-
mene Fremdkapital zu einer starken 
Reduktion der Eigenkapitalquote. In 
Verbindung mit krisenbedingten Ver-
lusten kann die Finanzierung zukünfti-
ger Investitionen zur unüberwindbaren 
Herausforderung werden. Auch abseits 
der Krise gestaltete es sich in den letzten 
Jahren selbst für gut etablierte Unterneh-
men zunehmend schwieriger, einen Ban-
kenkredit zu erhalten. Die bilanziellen 
Anforderungen im Zuge der Kreditprü-
fung wurden verschärft und die Konditi-
onen weniger flexibel. 

Dabei existieren zahlreiche alternati-
ve und innovative Maßnahmen, um die 
bilanzielle Situation von Klein- und Mit-
telbetrieben auch ohne Belastung der Ei-
genkapitalquote deutlich zu verbessern.

Zur Umsetzung von Projekten wird 
in Startups regelmäßig ein Investor an 
Bord geholt. KMU scheuen jedoch noch 
immer oft davor zurück, fremde Unter-
stützung in Anspruch zu nehmen. Die 
Gründe sind oft fehlendes Bewusstsein 
und die Angst, Entscheidungsbefugnisse 

einzuschränken. Dabei kann gerade in 
Zeiten wie diesen ein passender Investor 
nicht nur Helfer in der Krise, sondern 
auch wertvoller strategischer Partner für 
die Zukunft sein. 

Ihre Klienten möchten keine Unter-
nehmensanteile abgeben? 
Dann lohnt sich möglicherweise ein 
Blick auf eine dieser alternativen Fi-
nanzierungsformen: Eine zunehmend 
populäre Art der Finanzierung stellt 
Crowdinvesting dar. Hierbei erhalten 
Unternehmen von einer großen Anzahl 
an Kleinanlegern eine „Schwarmfinan-
zierung“. Die Anleger partizipieren mit-
tels Gewinnbeteiligung am wirtschaft-
lichen Erfolg des Unternehmens. Ein 
zusätzlicher Vorteil des Crowdinvesting 
liegt in der Erschließung neuer Ziel-
gruppen und dem Ausbau des Kunden-
netzwerks. Crowdinvesting kann sich 
daher sowohl liquiditäts- als auch mar-
ketingtechnisch auszahlen. Die Unter-
nehmensinformationen werden jedoch 
einer breiten Investorenschicht offen-
gelegt, wodurch auch die Konkurrenz 
Kenntnis über sensible Daten erlangen 
kann. Das gefällt natürlich nicht jedem 
Unternehmen. 

Eine weitere Option, um Liquidität 
zu erlangen und gleichzeitig die Kapital-
basis zu stärken, ist die Aufnahme von 

Mezzanine-Kapital, einer Mischform 
aus Eigen- und Fremdkapital. Dem Dar-
lehensgeber werden üblicherweise eine 
stille Beteiligung oder Genussrechte als 
Gegenleistung für sein Investment ge-
währt. In der Regel ist das Mezzanine-
Kapital wie ein herkömmlicher Kredit 
innerhalb einer bestimmten Laufzeit zu-
rückzuzahlen. Der Vorteil im Gegensatz 
zu einem klassischen Bankkredit liegt 
in der höheren Flexibilität bei der Aus-
gestaltung sowie eben der gewünschten 
Eigenkapitalwirkung. 

Eine zunehmend beliebte Form ist 
die Stärkung des Kapitals in Form einer 
Umsatzbeteiligung. Hierbei erhält der 
Unternehmer seitens des Investors die 
notwendige Liquidität, um anstehende 
Investitionen zu tätigen und das Wachs-
tum des Unternehmens voranzutreiben. 
Im Gegenzug wird der Investor in einer 
auf die Unternehmensentwicklung abge-
stimmten Form für einen festgesetzten 
Zeitraum an den zukünftigen Umsätzen 
beteiligt. 

Diese innovative Form der Beteili-
gung trägt vor allem den Anforderungen 
von etablierten KMU Rechnung. Sie 
bleiben nicht nur alleiniger Eigentümer 
des Unternehmens, sondern können 
die Eigenkapitalsituation durch eine 
nachrangige Umsatzbeteiligung deutlich 
verbessern. Zudem braucht es keine Si-
cherheiten.

Neben diesen Instrumenten bestehen 
noch zahlreiche weitere Möglichkeiten, 
um die bilanzielle Situation Ihrer Klien-
ten individuell zu optimieren. Ein guter 
Finanzierungsmix hilft dabei, die Abhän-
gigkeit von Kreditinstituten zu reduzie-
ren, in Zukunft flexibler zu agieren und 
das Wachstum von Unternehmen auch 
in Zeiten der Krise und insbesondere da-
nach wieder voranzutreiben. 	 n

Ein guter Finanzierungsmix
ZUKUNFT. Wie Sie mit Wachstum, solider Finanzierung und alternativen Finanzierungs-
instrumenten aus der Krise kommen. Von Katrin Edlinger und Manfred Wagner

ZU DEN 
AUTOREN

Dr. Manfred  
Wagner, Wirt-
schaftsprüfer, 
Steuerberater 
und langjähriger 
ÖGSW-Funktionär
manfred.wagner@
intercura.at 

Mag. Katrin  
Edlinger,  
Juristin und  
Tax-Managerin 
katrin.edlinger@ 
consultatio.at 
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K A P I T A L S T Ä R K U N G
F Ü R  I H R  U N T E R N E H M E N

Zeitlich festgesetzte Umsatzbeteiligung

Nachrangkapital ohne Anteilsabgabe

Sie bleiben alleiniger und unabhängiger Eigentümer

Zusätzliche Liquidität für Ihr Unternehmen

Keine Sicherheiten Ihrerseits erforderlich

Verbesserte Bonität

Stärken Sie Ihr Unternehmen und kontaktieren Sie uns:

offi  ce@tauroscapital.com
+43 50100 11222
tauroscapital.com

TAUROS Capital Management GmbH 
Am Belvedere 1
1100 Wien



nisation hängt dabei stark von kanzlei-
internen Standards ab, wie Dokumente 
zu benennen und zu kategorisieren sind. 
Hierbei kann bereits mit einer Teilauto-
matisierung gearbeitet werden, sodass 
beispielsweise Anträge/Dokumente aus 
FinanzOnline automatisch erkannt und 
beim richtigen Mandanten mit der rich-
tigen Benennung und Kategorisierung 
abgelegt werden. Dadurch können unter 
anderem Abläufe mit Finanzamtkontakt 
(z.B. Beantwortung von Ergänzungser-
suchen oder Unterlagenbereitstellung 
für Außenprüfungen) deutlich opti-
miert werden. Auch die lästige Suche in 
„alten“ Ordnern aus dem Archiv gehört 
der Vergangenheit an.

Datenbasis und Workflow-Prozesse
Wurde eine entsprechende Datenbasis 
geschaffen, können in weiterer Folge 
Workflow-Prozesse eingerichtet und 
Automatisierungen vorgenommen wer-
den. Ein Workflow-Prozess zeichnet sich 
dadurch aus, dass Aufgaben, Fristen und 
generell Prozessabläufe an die zuständi-
gen Mitarbeiter digital verteilt werden. 
Die Aufgaben und Fristen können dabei 
zu jedem Zeitpunkt schnell aufgerufen 
und überprüft werden. Es ist stets er-
sichtlich, ob die Aufgaben/Fristen offen 
oder erledigt sind und wer diese wann 
erledigt hat. Mittels Checklisten kön-
nen Schritte in einem Prozess definiert 
und in einem Workflow abgebildet 
werden. So können auch neue Mitar-
beiter schnell bestehende Abläufe mit 
geringem Schulungsaufwand und hoher 
Kontrolle durch die technischen Vorga-
ben umsetzen.

Automatisierungen sind vor allem 
in der Buchhaltung und in der Perso-
nalverrechnung präsent. Im Bereich 
der Buchhaltung ist es Standard, dass 
Ausgangsrechnungen, Kassabücher 
und Bankkonten automatisch ver-
bucht werden. Aufgrund der optischen 
Texterkennung (OCR) können auch 
Eingangsrechnungen ausgelesen und 
semiautomatisch verbucht werden. 
Mithilfe von ERP-Schnittstellen las-
sen sich ganze Datenbestände, wie z.B. 
die externe Finanzbuchhaltung des 
Kunden, einspielen. Im Zusammen-
hang mit der Buchhaltung sind auch 
Cloud-Lösungen zu nennen, welche 
eine schnelle Datenübermittlung an die 
Kanzlei ermöglichen. Dies können auch 
kanzleieigene Cloud-Lösungen (Own-
Cloud, BMD.COM etc.) sein. Die 
Effizienz im Bereich der Buchhaltung 
kann durch die Automatisierung stark 

Die Digitalisierung hat in den ver-
gangenen Jahren enorm an Re-

levanz gewonnen. Aufgrund des tech-
nologischen Fortschritts haben sich 
Unternehmen bzw. deren Geschäfts-
modelle und Prozesse rasch weiterent-
wickelt. Die Steuerberatung hat sich der 
digitalen Transformation ebenso schnell 
angepasst. Das war auch zwingend not-
wendig, um zukünftig konkurrenzfähig 
zu bleiben und den Mandanten Dienst-
leistungen anbieten zu können, die 
Mehrwert durch die Kombination aus 
Steuerberatung, digitalen Angeboten, 
Automatisierung und darauf aufbau-
enden Dienstleistungen schaffen. Die 
Angebotspalette wird in die Breite gehen 
und nicht mehr nur klassische Steuerbe-
ratungsdienstleistungen umfassen. Im 
Folgenden werden einige Anwendungs-
gebiete aufgezeigt, die bereits stark von 
der Digitalisierung profitieren.

Eine digitale Kanzlei baut auf einer 
einheitlichen und transparenten Daten-
basis auf, die in einer zentralen Daten-
bank organisiert wird. Im Mittelpunkt 
stehen dabei die Stammdatenverwal-
tung sowie das digitale Dokumenten-
managementsystem (DMS). Das DMS 
bringt eine enorme Zeitersparnis, da 
jeder Mitarbeiter schnellen Zugriff auf 
sämtliche Dokumente hat. Die Orga-

berufsanwärter

Eine digitale Kanzlei baut auf einer ein
heitlichen und transparenten Datenbasis 
auf, die in einer zentralen Datenbank  
organisiert wird.

ZUM AUTOR
Stefan Zimmer-
mann, MSc LL.M., 
ist Steuerberater-
Berufsanwärter
s.zimmermann@
gerstgrasser.at

Die digitale 
Steuerberatungskanzlei 
DIGITALISIERUNG. Über unseren digitalen Standard  
in spätestens fünf Jahren. Von Stefan Zimmermann
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gesteigert werden. Der Aufgabenbereich 
des Buchhalters wird sich hin zur Da-
ten- und Plausibilitätskontrolle sowie 
zur Auswertungserstellung verschie-
ben. In der Personalverrechnung lassen 
sich Standardberechnungen und Ver-
buchungen größtenteils automatisiert 
durchführen. Bei den Berechnungen 
sind allerdings variable Faktoren, wie 
Überstunden oder Reisekosten, manuell 
zu berücksichtigen. Lohnzettel sowie die 
Zahlungsdatei für die Löhne und Lohn-
nebenkosten werden elektronisch ver-
sendet. Die notwendigen Unterlagen für 
die Lohnabrechnungen lassen sich, wie 
auch die Buchhaltungsunterlagen, über 
Cloud-Lösungen problemlos an die 
Kanzlei übermitteln. Dem Personalver-
rechner verbleibt dank der Automatisie-
rungen mehr Zeit für die Beantwortung 
fachlicher Fragen. Die Digitalisierung 
bringt vor allem den Mehrwert, dass der 

Kunde Echtzeitdaten und Analysen zu 
seinem Unternehmen erhält und somit 
schneller auf Probleme reagieren kann. 
Hier kommt auch die virtuelle Beratung 
ins Spiel, da Kunden an Besprechungen 
nicht mehr persönlich, sondern virtuell 
über cloudbasierte Videokonferenzplatt-
formen teilnehmen können. Somit stel-
len Entfernungen bei der Auswahl des 
Steuerberaters kein Kriterium mehr dar. 
Analog ist seitens der Kanzleimitarbeiter 
hierbei die Möglichkeit des Home-Of-
fice zu nennen.

Kostenintensive IT-Umstellung
Zusammengefasst werden zukünf-
tig also viele Standardprozesse in einer 
Steuerberatungskanzlei digitalisiert und 
automatisiert sein. Als herausfordernd 
sind sicherlich die kostenintensive IT-
Umstellung und laufende Wartung so-
wie die Erlangung von IT-Knowhow 

durch Weiterbildung der Mitarbeiter 
bzw. Einstellung eigener IT-Mitarbeiter 
anzusehen. Besonderes Augenmerk muss 
zudem auch der Datensicherheit und 
dem Datenschutz gewidmet werden. 
Diese zwei Faktoren sind stets zu gewähr-
leisten, um das Vertrauen der Kunden 
aufrechtzuerhalten. Können die genann-
ten Herausforderungen gemeistert und 
der Digitalisierungsgrad in der Kanzlei 
auf ein möglichst hohes Level angepasst 
werden, lassen sich als Mehrwert vor 
allem die Zeit- und Kostenersparnis so-
wie eine höhere Qualität der angebote-
nen Dienstleistungen hervorheben. Es 
wird nicht nur die Effizienz erhöht und 
Fehleranfälligkeit minimiert, die neu 
gewonnene Zeit kann stattdessen in die 
betriebswirtschaftliche Beratung, Plausi-
bilitätsprüfungen oder die Beantwortung 
von Spezialfragen investiert werden. Die 
Umsetzung der Digitalisierungen und 

Automatisierungen ist im Berufsstand 
derzeit unterschiedlich stark ausgeprägt. 
Einzelne haben bereits alles (und mehr) 
umgesetzt, die Menge befindet sich aber 
noch auf dem Weg. Aus Sicht des Autors 
wird der beschriebene Standard aller-
dings spätestens in fünf, wahrscheinlich 
jedoch schon in drei Jahren das Mindest-
maß darstellen, um zukunfts- und wett-
bewerbsfähig bleiben zu können.� n

Es wird nicht nur die Effizienz erhöht und 
Fehleranfälligkeit minimiert, die gewonnene 
Zeit kann in die betriebswirtschaftliche 
Beratung investiert werden.
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Mit welchen Herausforderungen kämpfen Sie aktuell 
durch Covid?
Ärztinnen und Ärzte zählen zweifellos zu den Berufs-
gruppen, die durch die aktuelle Pandemie am stärksten 
herausgefordert sind. In den Spitälern müssen viele bis an 
die Grenzen ihrer Belastbarkeit gehen, um die Gesund-
heitsversorgung aufrechtzuerhalten. Nur dank der großen 
Leistungsbereitschaft der Ärzteschaft konnte Österreich 
eine kritische Versorgungssituation bislang vermeiden.

Wie geht es dem Berufsstand wirtschaftlich?
Im niedergelassenen Bereich standen viele Ärztinnen und 
Ärzte nach dem ersten Lockdown zusätzlich noch vor 
einer schwierigen finanziellen Situation. Patientinnen und 
Patienten kamen nur in Ausnahmefällen in die Ordinatio-
nen, die im Kassenbereich zu jeder Zeit zu mindestens  
90 Prozent geöffnet waren. Das führte wegen der Vorhal-
tekosten, die das Aufrechterhalten der gesamten Struktur 
mit sich brachte, zu massiven Verlusten. Nur dank des mo-
natelangen hartnäckigen Einsatzes der Österreichischen 
Ärztekammer konnten Ende des Jahres 2020 Ausgleichs-
zahlungen erreicht werden, die ÖGK-Vertragsärztinnen 
und -ärzten 80 Prozent des Umsatzes des Vorjahrs 
garantierten. Wie bei der Beschaffung von Schutzausrüs-
tung musste auch bei diesem Thema eine mangelhafte 
Unterstützungsleistung unserer Systempartner konstatiert 
werden.

Welche aktuellen Projekte laufen gerade in der Kammer?
Aktuell appelliert die Österreichische Ärztekammer stark 
an die Bevölkerung, um die Kollateralschäden der Pande-
mie so gering wie möglich zu halten. Routine- und Kontroll-
untersuchungen müssen unbedingt eingehalten werden. 
Zum einen im Interesse der Patientinnen und Patienten –  
je später Krankheitsbilder erkannt werden, desto aufwän-
digere Therapien werden nötig. Zum anderen aber auch 

im Interesse der Gesundheitsversorgung, weil aufwändi-
gere Therapien das Budget stärker belasten. Zudem setzt 
die Österreichische Ärztekammer große Bemühungen in 
die Durchimpfung der Bevölkerung. Es gibt hier riesiges 
Interesse unter den 47.000 österreichischen Ärztinnen und 
Ärzten, sich aktiv an der Impfkampagne gegen Covid-19 
zu beteiligen und damit einen großen Beitrag zur Bekämp-
fung der Pandemie zu leisten. Leider wurden die drin-
genden Aufforderungen der ÖÄK im Vorjahr, rechtzeitig 
genügend Impfstoff einzukaufen, nicht beachtet. Daher 
müssen wir aktuell deutliche und kostspielige Verzögerun-
gen im Impfplan hinnehmen. 

Wie erlebt die Kammer die Zusammenarbeit in der 
Bundeskonferenz der Freien Berufe (BUKO)?
Auch gemeinsam mit der BUKO wurde schon früh ein 
Positionierungsstatement zur Corona-Schutzimpfung 
erarbeitet, in dem gefordert wurde, dass alle, die sich für 
eine Impfung entscheiden, die Möglichkeit bekommen 
müssen, diese zu erhalten und sich somit aktiv gegen eine 
Infektion mit dem neuartigen Corona-Virus zu schützen. 
Die politisch Verantwortlichen wurden erneut aufgefordert, 
alles in ihrer Macht Stehende zu unternehmen, um für die 
freiwillige Impfung der Österreicherinnen und Österreicher 
ausreichend Impfstoffe zu besorgen, die logistischen 
Voraussetzungen zu schaffen und einen professionellen 
Ablauf auf der Grundlage medizinisch-ethisch sinnvoller 
Kriterien sicherzustellen. 

Wie können wir Freiberufler stärker zusammenwachsen, 
uns besser positionieren?
Es ist gerade für die Freien Berufe sehr wichtig, durch 
ständigen Austausch und gemeinsame Aktivitäten gegen 
Bedrohungen der Versorgungsleistungen vorzugehen. Es 
gibt hier bereits einige internationale Negativbeispiele, die 
uns aufzeigen, welch gravierende Auswirkungen es haben 
kann, wenn sich Großinvestoren in die Strukturen der 
Freien Berufe einkaufen.

 
 
 
VIELEN DANK FÜR IHRE BEMÜHUNGEN!

Fünf wichtige Fragen an den  
Ärztekammerpräsidenten Thomas Szekeres

Thomas Szekeres

a.o. Univ.-Prof. Dr. Thomas Szekeres ist  
Präsident der Österreichischen Ärztekammer (ÖÄK)

ZUKUNFT & ARBEIT

Ärztinnen und 
Ärzte zählen 
zweifellos zu 
den Berufs-

gruppen, die 
durch die 

Pandemie 
am stärksten 
herausgefor-

dert sind.
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Mit welchen Herausforderungen kämpfen Sie aktuell 
durch Covid?
Mit Covid haben neue Dienstleistungen, die Apotheke-
rinnen und Apotheker anbieten, Einzug gehalten. Ich 
nenne exemplarisch die Versorgung der Bevölkerung mit 
Gratistests, das Testen in der Apotheke, die Versorgung 
der Impfstellen mit Covid-Impfstoffen und nicht zuletzt die 
Beratung und Betreuung verunsicherter und verängstigter 
Menschen. Das alles passiert zusätzlich zum üblichen 
Leistungsangebot der Apotheken.

Wie geht es dem Berufsstand wirtschaftlich?
Coronabedingt verläuft die Umsatzentwicklung bei den 
Apothekenbetrieben sehr heterogen. Genauere Analysen 
der Auswirkungen des ersten Lockdowns im Frühjahr 2020 
auf Basis des Krankenkassenumsatzes haben lagebe-
dingt deutliche Unterschiede in der Umsatzentwicklung 
offenbart. So waren bei sogenannten Frequenzapotheken 
(Wohnbevölkerung hat weniger Bedeutung für die Apo-
theke) deutlich höhere Umsatzrückgänge zu verzeichnen 
als bei sog. Wohnsitzapotheken (Wohnbevölkerung im 
Einzugsgebiet der Apotheke stellt Hauptkundenanteil dar). 
Bei Frequenzapotheken handelt es sich beispielsweise um 
Apotheken in Einkaufszentren, Einkaufsstraßen sowie an 
Verkehrsknotenpunkten und in Tourismusgemeinden.

Welche aktuellen Projekte laufen gerade in der Kammer?
Die Apothekerinnen und Apotheker bilden sich intensiv in 
den Bereichen klinische Pharmazie und Medikationsana-
lyse fort; hierfür haben wir gemeinsam mit der Universität 
Wien einen Zertifikatskurs als postgraduelles Weiterbil-
dungsprogramm entwickelt, der von unseren Mitgliedern 
hervorragend angenommen wird. Weiters arbeiten wir an 
einer umfassenden Digitalisierungskampagne für Apothe-
ken. Im Rahmen einer Qualitätsoffensive im Bereich der 
magistralen Zubereitungen, also von Apotheken patien-
tenindividuell hergestellter Arzneimittel, bietet das von der 
Apothekerkammer betriebene GMP-zertifizierte Labor den 
Apotheken die Möglichkeit, sich einer Qualitätskontrolle 
mit anschließender Zertifizierung zu unterziehen.

Wie ist die Zusammenarbeit mit Ihrer Aufsichtsbehörde?
Sowohl mit den zuständigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Gesundheitsministeriums als auch mit 
dem Kabinett des Bundesministers besteht regelmäßiger 
Kontakt und Informationsaustausch. Kollegiale, wert-

schätzende und zielorientierte Zusammenarbeit ist für uns 
gerade in Zeiten, in denen es gemeinsam eine Pandemie 
zu bekämpfen gilt, von größter Bedeutung.

Wie erlebt die Kammer die Zusammenarbeit in der Bun-
deskonferenz der Freien Berufe (BUKO)?
Auch wenn die Freien Berufe inhaltlich unterschiedlich 
ausgerichtet sind, verbinden sie doch wesentliche Merk-
male, wie etwa die Unabhängigkeit vom Staat und von 
multinationalen Konzernen, die auf fundierter Ausbildung 
beruhende hochwertige geistige Arbeitsleistung und das 
enge Vertrauensverhältnis zum Kunden oder Patienten. 
Diese gemeinsame Ausrichtung der Freien Berufe findet 
in der gemeinsamen Interessenvertretung ihren Nieder-
schlag. Dort werden Synergien genutzt, Informationen und 
Meinungen ausgetauscht und die wichtigen Prinzipien der 
freiberuflichen Berufsausübung gefördert und weiterent-
wickelt.

Wie können wir Freiberufler stärker zusammenwachsen, 
uns besser positionieren?
Die aktuelle Krise hat die Bedeutung der Freien Berufe für 
die Menschen und die Gesellschaft in den Blickpunkt ge-
rückt. Noch nie zeigte sich so deutlich wie jetzt die unver-
zichtbare Rolle unabhängiger, wohnortnaher Strukturen, 
die den Staat bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstüt-
zen können. Es gilt, dieses Momentum zu nutzen, um der 
Politik den Stellenwert der Freien Berufe zu verdeutlichen 
und darauf zu pochen, dass die Unabhängigkeit der 
Freien Berufe erhalten bleibt. Dies kann gelingen, indem 
wir unsere Kräfte bündeln – indem wir nicht Trennendes, 
sondern Gemeinsames betonen und öffentlich aufzeigen. 

VIELEN DANK FÜR IHRE BEMÜHUNGEN!

Sechs wichtige Fragen an die Apotheker
kammerpräsidentin Ulrike Mursch-Edlmayr

Ulrike Mursch-Edlmayr

Mag.a pharm. Dr. Ulrike Mursch-Edlmayr   
ist die Präsidentin der Österreichischen  

Apothekerkammer

ZUKUNFT & ARBEIT

Mit Covid 
haben neue 
Dienstleis
tungen, die 
Apotheke-
rinnen und 
Apotheker 
anbieten,  
Einzug gehal-
ten, etwa die 
Versorgung 
mit Gratis
tests ...
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Gemäß der Fachinformation „Aus-
wirkungen der Ausbreitung des 

Coronavirus (Covid-19) auf die Un-
ternehmensberichterstattung“ vom 
15. 12. 2020 des AFRAC wird aus 
der Fiskalgeltung der Grundrechte ein 
Rechtsanspruch auf Förderungen bei 
Vorliegen der sachlichen Voraussetzun-
gen abgeleitet. Eine Bewilligung der 
Förderung ist daher weder bis zum Bi-
lanzstichtag noch bis zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses notwendig. Folglich ist 
eine Forderung aus Corona-Zuschüssen 
bereits dann zu bilanzieren, wenn – ne-
ben der Erfüllung der sachlichen Vor-
aussetzungen zum Abschlussstichtag 
– der Förderantrag bis zur Aufstellung 
des Jahresabschlusses gestellt wurde 
oder nach der Aufstellung des Jahresab-
schlusses mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit gestellt wird. Wenn 
die Geschäftsführung die Stellung des 
Förderantrags plant, ist daher der Zu-
schuss periodengerecht zu bilanzieren 
und dementsprechend ggf. im Jahr 2020 
(anteilig) zu bilanzieren. Sind hingegen 
Beiträge zugeflossen, ohne dass die sach-
lichen Voraussetzungen erfüllt waren, ist 
der Betrag als sonstige Verbindlichkeit 
auszuweisen.

Bewertung der Zuschüsse
Es ist zu beachten, dass die der Gewäh-
rung des Zuschusses zugrunde liegen-
den (aktivierungsfähigen) Kosten bzw. 
Aufwendungen tatsächlich angefallen 
sein müssen. Daher darf nur jener Teil 
der Förderung aktiviert werden, der 
anteilig in den tatsächlich angefallenen 
und bilanzierten (aktivierungsfähigen) 
Kosten bzw. Aufwendungen Deckung 
findet. Der bilanziell noch nicht be-
rücksichtigbare Teil des Zuschusses ist 
ggf. im Anhang anzugeben. Sollte bis 

Bilanzierung von 
Covid-19-Förderungen

FÖRDERANTRÄGE. Periodengerechte Erfassung  
der Zuschüsse. Von Martin Schereda

ZUM AUTOR
Dr. Martin  
Schereda ist  
Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater
schereda@area-
bollenberger.at

zum Tag der Aufstellung des Jahres-
abschlusses bekannt werden, dass der 
Zuschuss nicht antragsgemäß gewährt 
werden wird oder eine Rückzahlungs-
verpflichtung droht bzw. eintritt, ist 
dieser Umstand zu berücksichtigen. Bei 
einer aufschiebend bedingten Rückzah-
lungsverpflichtung ist zunächst von ei-
nem nicht rückzahlbaren Zuschuss aus-
zugehen, bei einer auflösend bedingten 
Rückzahlungsverpflichtung zunächst 
von einer Rückzahlungsverpflichtung.

Ausweis im Jahresabschluss
Für den Ausweis ist zwischen Aufwands-
zuschüssen und Investitionszuschüssen 
zu unterscheiden. Aufwandszuschüsse 
(wie z.B. der Fixkostenzuschuss) sind 
ergebniswirksam zu erfassen, wobei 
der Ausweis entweder in den übrigen 
sonstigen betrieblichen Erträgen oder 
alternativ eine offene Absetzung vom 
jeweiligen Aufwand erfolgen kann. 
Eine direkte Kürzung ist nicht zulässig. 
Wurden Vorauszahlungen für Folgeperi-
oden geleistet, ist eine periodengerechte 

Abgrenzung über die passive Rech-
nungsabgrenzung (PRA) vorzunehmen. 
Investitionszuschüsse sind in einem 
gesonderten Passivposten (z.B. „Investi-
tionszuschüsse“ nach dem Posten Eigen-
kapital) auszuweisen (Bruttomethode 
– dieser ist Vorrang zu geben) oder vom 
aktivierten Anlagevermögen abzuziehen 
(Nettomethode). Bei der Bruttometho-
de sind die Investitionszuschüsse ertrags-
wirksam – analog zu den Abschreibun-
gen – aufzulösen.

Empfehlenswert ist beim Gesamt-
kostenverfahren die Covid-19-Kurzar-
beitsbeihilfe als offener Korrekturposten 
zum Personalaufwand darzustellen. 
Beim Umsatzkostenverfahren ist dieser 
in den „übrigen sonstigen betrieblichen 
Erträgen“ auszuweisen. Der Fixkosten-
zuschuss wird meistens eine Vielzahl 
unterschiedlicher Aufwendungen ab-
decken, sodass ein Ausweis im Posten 
„übrige sonstige betriebliche Erträge“ 
zu empfehlen ist. Der Umsatzersatz ist 
in den „übrigen sonstigen betrieblichen 
Erträgen“ zu buchen.� n ©
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Selbstverständlich versuche ich – 
schon dem Titel unserer Zeitung 

und der Kolumne entsprechend – ak-
tuelle Fachthemen aufzugreifen. Doch 
diesmal bringe ich es einfach nicht übers 
Herz, neutral über die Errungenschaften 
der jüngsten Covid-Hilfen zu berich-
ten, weil auch mir langsam der Kragen 
platzt. Ich habe mich im letzten Jahr – 
entgegen meinem Naturell – wirklich 
in Geduld geübt. Zuerst habe ich ent-
schuldigend die Ausnahmesituation ins 
Treffen geführt, da kann schon das eine 
oder andere passieren, dann haben wir 
im Fachsenat mit viel Mühe die eine 
oder andere Korrektur oder Klarstellung 
erreicht, manchmal wurden wir sogar 
um Rat gefragt und unsere Expertise 
wurde geschätzt. Doch langsam sind wir 
an einem Punkt angelangt, wo es an der 
Zeit wäre, wenn sich die Lage wieder 
normalisiert. Damit meine ich nicht die 
Pandemie, die uns wohl noch einige Zeit 
begleiten wird, zumindest bis Europa es 
schafft, ausreichend Impfstoff einzukau-
fen. Ich meine vielmehr die Rahmenbe-
dingungen. Langsam wäre es an der Zeit, 
rational, faktenbasiert und in angemesse-
ner Geschwindigkeit Entscheidungen zu 
treffen und auch für entsprechende Rah-
menbedingungen und Unterstützungen 
zu sorgen.

All diese Varianten!
Wir haben Härtefallfonds, Fixkosten-
zuschuss in den verschiedensten Aus-
prägungen, Umsatzersatz, Verlustersatz, 
Ausfallsbonus, Kurzarbeit, Stundungen, 
Garantien und den NPO Unterstüt-
zungsfonds. Aus allen diesen Varianten 
gilt es, die richtigen auszuwählen und 
rechtzeitig für die Kunden zu beantra-
gen. Mag schon sein, dass unterschied-
liche Ausgangslagen unterschiedliche 

Lösungen brauchen, aber von einer 
schnellen und unbürokratischen Hilfe ist 
man trotzdem weit entfernt. Die Entfer-
nung wird umso größer, je ähnlicher und 
im Detail doch unterschiedlicher die ein-
zelnen Instrumente sind und je unklarer 
die Vorgaben und Fristen sind und je 
öfter diese im Nachhinein, oft „klamm-
heimlich“, geändert werden. Denn der 
Berater muss rechnen, vergleichen, eva-
luieren und mehrfach korrigieren, was 
insbesondere bei kleineren Mandanten 
zu einer nicht mehr stimmigen Kosten-
Nutzen-Relation führt. Der Lockdown-
Umsatzersatz II für vom Lockdown indi-
rekt erheblich betroffene Unternehmen 
ist von der Komplexität und Ausgestal-
tung her schon fast prohibitiv.

Das hat den Vogel abgeschossen
Aus meiner Sicht den Vogel abgeschossen 
hat aber der Kurzarbeitsbonus. In den Me-
dien wurde die Erwartung geschürt, dass 
die Dienstnehmer EUR 175,– netto und 
die Dienstgeber EUR 825,– erhalten – in 
Wahrheit erhalten sie überhaupt nur et-
was, wenn auch noch im März 2021 ihre 
Arbeitszeit durch Kurzarbeit auf weniger 
als 50% der Normalarbeitszeit reduziert 
war. Und anstatt einer steuerfreien Aus-
zahlung wird die Bemessungsgrundlage 
für die Kurzarbeitsbeihilfe erhöht. 
Obwohl der Kurzarbeitsbonus 
die Mehrkosten und das ent-
fallende Trinkgeld aufgrund 
der Schließung der Unter-
nehmen seit November 
abdecken soll, werden die 
bestraft, die im März (im 
Rahmen des Erlaubten 
und teilweise nicht einmal 
kostendeckend) wieder ge-
öffnet und ihre Mitarbeiter 
wieder beschäftigt haben.

Dies zeigt wieder einmal mehr die 
Grenzen unserer neuen Rechtsgebung 
(Pressekonferenz/FAQ/allenfalls Richt
linie) auf. Ich hoffe daher, dass das nicht 
die neue Normalität wird und wir wie-
der mit (durchdachten und ordentlich 
begutachteten) Gesetzen und fach
männisch erarbeiteten Erlässen arbeiten 
dürfen.

Auf der anderen Seite sehe ich auch 
die positiven Seiten und möchte Sie alle 
motivieren, das auch zu tun: Wir haben 
Arbeit, wir dürfen ins Büro gehen, wir 
verdienen Geld (auch wenn wir nicht 
jede Stunde abrechnen können), wir 
haben Kundenkontakt und vor allem: 
Unsere Arbeit wird mehr denn je benö-
tigt, unsere Arbeit wird geschätzt. Wir 
sind medial präsent und im Ansehen 
gestiegen. Der Staat verlangt uns in 
der Krise viele Leistungen und Bestäti-
gungen ab, wir sind für ihn ein Garant, 
dass die Hilfen zu Recht in Anspruch 
genommen werden, dass deren Ermitt-
lung auf einem fundierten Zahlenwerk 
basiert und dass für die zukünftigen 
Überprüfungen eine ausreichende Do-
kumentation zur Verfügung steht. Neh-
men wir diese Herausforderungen ge-
meinsam an und konzentrieren wir uns 
mit voller Kraft darauf, unsere Kunden 
durch die Krise und vor allem danach 

aus der Krise heraus zu begleiten! 
Ich wünsche uns allen bei dieser 

großen Aufgabe viel Erfolg.� n
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Zeit für eine Trendwende!
ANALYSE. Ein Jahr Corona: Wenn einem manchmal  

der Kragen platzt. Von Verena Trenkwalder 

imfokus

Bei aller Kritik darf man 
nicht vergessen, auch die 
positiven Seiten zu sehen: 

Wir haben Arbeit, wir  
dürfen ins Büro gehen,  

wir verdienen Geld!
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BUCHNEUERSCHEINUNGEN UND AKTUELLE FACHLITERATUR FÜR DEN TÄGLICHEN GEBRAUCH

knowhow

34. Ergänzungslieferung wurde das 
gesamte EStG auf Stand 1. 1. 2021 
aktualisiert.
Überarbeitet wurden:
	 § 2 EStG
	 §§ 4a und 4b EStG
	 § 32 EStG
	 § 89 EStG uvm.

Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke 
(Hrsg), Einkommensteuergesetz, 
Loseblattwerk in 4 Mappen inkl.  
34. Lieferung. Manz Verlag 2021.  
Im Abonnement zur Fortsetzung  
vorgemerkt. EUR 249,–.  
ISBN 978-3-214-02746-9

Abgabenverfahren
3	 Praxisrelevant und 

vollständig überarbeitet
 

Der praxisrelevante Kommentar zum 
Abgabenverfahren wurde in der dritten 
Auflage vollständig überarbeitet und ak-
tualisiert. Das renommierte Autorenteam 
widmet sich der Kommentierung der 
gesamten BAO und Verordnungen (z.B. 
SKS-PV, FonV 2006, RKSV uvm.) unter 
Berücksichtigung aller 18 Novellen. 

Das Werk umfasst alle wesentlichen 
Neuerungen:
	Berücksichtigung der Neustrukturie-

rung der Finanzverwaltung durch das 
FORG

	mehr als 1.500 Entscheidungen des 
VwGH, BFG und VfGH

	wesentliche Verordnungen zur BAO

Die dritte Auflage erscheint mit Stand 
1. 2. 2021 und ist ein ideales Nachschla-
gewerk für alle an Abgabenverfahren 
Beteiligten. Band 2 mit Kommentierung 
aller verfahrensrechtlichen Nebengesetze 
erscheint 2022.
 
 

Fischerlehner/Brennsteiner, Abgaben-
verfahren I BAO und Verordnungen.  
3. Auflage. Manz Verlag 2021.  
XLVIII, 976 Seiten. EUR 148,– 
(Subskriptionspreis bis 31.5.2021).  
ISBN 978-3-214-02480-2.

Rechnungswesen  
und Jahresabschluss 
4 	Ein Zugang mit Hausverstand 
	 für Unternehmer und Einsteiger 

Warum eine Neuauflage zum Thema 
Rechnungswesen und Jahresabschluss – 
ist nicht schon alles gesagt? 

Ja, aber in dieser Neuauflage ist ganz 
bewusst der Teil für Unternehmer als 
Anwender ausgebaut und mit noch mehr 
Praxisinhalten vertieft. Ziel dieses Rech-
nungswesen- und Jahresabschlussbuchs 
ist, dem Anwender das Grundverständnis 
– nicht mehr und auch nicht weniger – 
zur Nutzung desselben als Informati-
onsinstrument und Unternehmungs-
führungstool mitzugeben. Also von der 
Basis bis zu speziellen Werkzeugen der 
Unternehmensführung. Oft sind es die 
ganz einfachen Dinge, die helfen. Daher 
ist der Zugang ein anderer – der Weg zu 
den Informationen. Wenn Sie so wollen, 
ein Wegweiser von den Fragen zu den 
Antworten. Dass dabei auch die Grund-
pfeiler verständlich gemacht werden 
müssen und verstanden werden sollen, 
liegt auf der Hand. Trotz allem oder 
gerade deswegen ist dieses Werk auch 
eine Anleitung aus der Praxis – sowohl 
für Mitarbeiter von Steuerberatungskanz-
leien als auch für Studierende.

Siart/Lipkovich, Rechnungswesen und 
Jahresabschluss einfach verstehen – 
Ein Zugang mit Hausverstand für  
Unternehmer und Einsteiger. dbv-
Verlag 2020. 276 Seiten. Broschiert.  
EUR 36,–. ISBN 978-3-7041-0767-1.

Der „Doralt“ 2021
1 	Ausgewogen und  

zuverlässig informiert

Ausgewogen und zuverlässig informiert 
Sie der „Doralt 2021“ als einzige ak-
tuelle Gesamtdarstellung des Steuer-
rechts zum Stand 1. 1. 2021 auch in 
diesem Jahr wieder über das geltende 
Steuerrecht mit allen Neuerungen und 
Gesetzesänderungen:
	Covid-19-Steuermaßnahmengesetz
	Konjunkturstärkungsgesetz 2020
	Finanz-Organisationsreform

Unternehmenssteuern, Verkehrsteuern 
und das Abgabenverfahren stehen 
im Vordergrund, ein eigenes Kapitel 
widmet sich auch dem Finanzstrafrecht. 
Systematische Zusammenhänge werden 
deutlich gemacht, zahlreiche Beispiele 
erleichtern das Verständnis. Auch als 
E-Book und zum günstigen Abonne-
mentpreis erhältlich!

Doralt, Steuerrecht 2021.  
Manz Verlag 2021. XXVI, 272 Seiten.  
Br. EUR 36,–. Im Abonnement und 
zum Hörerscheinpreis EUR 28,80. 
ISBN 978-3-214-02192-4. 

Erstklassig  
kommentiert 
2	 Umfassendes zum 
	 Einkommensteuergesetz 

Umfassend und detailliert informiert 
Sie der Wiesner/Grabner/Knechtl/
Wanke zum österreichischen Einkom-
mensteuergesetz und stellt daher ein 
ideales Nachschlagewerk für sämtliche 
Fragen mit einkommensteuerrechtli-
chem Zusammenhang dar. Mit der  

1

2

3

4

36       1/2021



37

Aktuelle Steuertipps 
PRAXIS. Von Kleinunternehmen, Traktoren und Nebenwohnsitzen.

Aktuelle Steuertipps. Von Klaus Wiedermann

steuertipps

Keine Kleinunternehmerregelung!
Die Vermietung einer Wohnung 

im Inland führt laut BFG nicht dazu, 
dass der Unternehmer das Unterneh-
men im Inland betreibt. Dies wäre die 
Voraussetzung für die Anwendbarkeit 
der Kleinunternehmerregelung bei ei-
ner Vermietung durch einen im Aus-
land ansässigen Unternehmer. Das BFG 
versagte die Inanspruchnahme der Be-
freiung für Kleinunternehmer, weil im 
Beschwerdefall weder der Sitz der wirt-
schaftlichen Tätigkeit noch eine feste 
Niederlassung im Inland festgestellt 
werden konnte.
BFG 28. 9. 2020, RV/3100596/2020

Laut BFG Bilanzberichtigung trotz 
Verjährung bei unzulässiger Firmen-
wertabschreibung! 
Der Steuerpflichtige setzt bei einer Um-
gründung einen Firmenwert im UGB-
Abschluss an und schreibt diesen trotz 
steuerlicher Buchwertfortführung auch 
steuerlich ab. Strittig war, ob dieser 
Fehler ein Anwendungsfall einer Bilanz-
berichtigung durch Zuschläge der ver-
jährten Fehlerauswirkungen im letzten 
noch nicht verjährten Jahr sein kann. 
Das BFG bejahte dies weil die Unter-
nehmensbilanz und die Mehr-Weniger-
Rechnung (MWR) eine Einheit bilden, 
die nach § 4 Abs. 2 Z 2 EStG zu einem 
Zuschlag führen kann.
BFG 21. 7. 2020, RV/5101383/2019

Laut BFG sind landwirtschaftliche 
Maschinen und Traktoren grunder-
werbsteuerpflichtig!
Landwirtschaftliche Maschinen und 
Geräte, die zum Gebrauch im landwirt-
schaftlichen Betrieb bestimmt sind, sind 
Teil des Grundstücks und dadurch Teil 
der Grunderwerbsteuerbasis. Bei der 

Landwirtschaft fallen nämlich 
unter den Grundstücksbegriff 
des ABGB als Zugehör auch 
das Vieh, die Wirtschaftsgeräte 
und die sonstigen Betriebsmittel 
einschließlich der landwirtschaftli-
chen Maschinen und Traktoren.
BFG 9. 4. 2020, RV/3100546/2019

Laut BFG Grundstückshandel bei 
Verkauf von zur Vermietung be-
stimmten Grundstücken!
Steht bei Ankauf von Grundstücken ein 
planmäßiger Abverkauf noch nicht fest, 
kann dennoch gewerblicher Grund-
stückshandel vorliegen, da es nicht auf 
die ursprüngliche Absicht ankomme. 
Außerdem hatte der Steuerpflichtige 
berufliche Berührungspunkte zur Im-
mobilienbranche. Es kann dann laut 
BFG bereits bei zwei Grundstücken 
von einer Planmäßigkeit und somit ei-
ner Gewerblichkeit gesprochen werden.
BFG 20. 7. 2020, RV/5101340/2016

Laut VwGH kann ein inländischer 
Wohnsitz ohne Mindestzahl an 
Nächtigungen vorliegen!
Der VwGH widmet sich in sei-
ner Entscheidung vom 5. 3. 2020,  
Ro 2019/15/0145, der Frage, ob es 
für das Vorliegen eines inländischen 
Wohnsitzes einer Mindestzahl an Näch-
tigungen bedarf. Ein österreichischer 
Musiker hatte in Kenia seinen Haupt-
wohnsitz und verfügte in Österreich 
über einen Nebenwohnsitz, den er jähr-
lich zwischen 15 und 41 Tagen nutzte. 
Der VwGH verweist darauf, dass es für 
das Vorliegen eines Wohnsitzes einer 
Räumlichkeit mit Verfügungsmacht 
bedarf, welche vom Inhaber jederzeit 
zu Wohnzwecken genutzt werden kann 
und welche sein persönliches Wohnbe-

dürfnis nach Größe und Ausstattung 
befriedigt. Nicht entscheidend ist, dass 
der inländische Wohnsitz in einem be-
stimmten Ausmaß genutzt wird, es ist 
somit kein zeitliches Mindestausmaß 
an Übernachtungstagen notwendig, um 
eine unbeschränkte Steuerpflicht im In-
land zu begründen.
VwGH 5. 3. 2020, Ro 2019/15/0145

Laut BFG Verlustrealisierung bei 
Grundstücksveräußerungen erst 
nach Zufluss des Kaufpreises!
Für den Zeitpunkt der Einkünfterea-
lisierung ist bei privaten Grundstücks-
veräußerungen ausschließlich das Zu-
flussprinzip maßgeblich. Der Verlust 
entsteht erst in dem Zeitpunkt, in dem 
der Erlös zur Gänze zugeflossen ist und 
nicht die entsprechenden Abzugsposten 
übersteigt.
BFG 28. 8. 2020, RV/2100783/2020	 n

ZUM AUTOR
DDr. Klaus  
Wiedermann ist 
Wirtschaftsprüfer
wiedermann@
steuer-bar.at

Laut VwGH (17. 12. 2020, Ra 2019/15/0096) 
ist die Einbringung eines Beratungseinzel-
unternehmens mit einem einzigen Kunden 

in eine GmbH steuerneutral möglich. Allein aus der Tatsache, 
dass der ehemalige Einzelunternehmer der einzige Leistungs-
träger ist, kann die Einbringungsfähigkeit des Betriebs nicht 
verneint werden. Das UmgrStG verpflichtet den Einbringenden 
nicht, der übernehmenden Körperschaft als Geschäftsführer 
zur Verfügung zu stehen oder bestimmte operative Tätigkeiten 
zu verrichten. Ein allfällig fremdunüblich gestalteter Geschäfts-
führervertrag kann entgegen der Ansicht des BFG nicht die 
Unwirksamkeit des Einbringungsvertrags zur Folge haben. 

Tipp
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softskills

Die Kollegen sind in dieser Zeit 
– neben dem täglichen Ge-
schäft – durch die zusätzlichen 

Corona-Beratungsthemen voll ausgela-
stet, wenn nicht schon überlastet. Wann 
soll da noch Zeit bleiben, um sich mit 
einer anstehenden Kanzleiübergabe aus-
einanderzusetzen? 

Der Zeitpunkt eines möglichen Pen-
sionsantritts rückt dennoch näher und 
holt einen früher oder später ein. Oft ist 
es auch sehr schwer möglich, aufzuhören, 
weil die eigene Uhr immer noch schnell 
tickt oder man das Gefühl schlecht aus-
hält, nicht mehr so gebraucht zu werden. 
Und diese Grenze sollte man versuchen, 
nicht zu überschreiten. 

Sich Gedanken zur eigenen Lebens-
planung zu machen, kurz anzuhalten, ob 
man bis ans Lebensende arbeiten möch-
ten, diese Zeit sollte man sich gönnen. 
Wann ist der richtige Zeitpunkt, um zu 
übergeben? Erst dann, wenn das Privat-
leben fast keinen Platz mehr einnimmt, 
wenn man für seine Gesundheit keine 
Zeit mehr fndet, wenn kein Ausgleich 
zum Beruf mehr möglich ist. Oder 

schlicht und einfach dann, wenn man 
noch etwas anderes vorhat im Leben. 

Hier denke ich an eine Steuerbera-
terin, die immer schon tauchen wollte, 
oder an einen Wirtschaftsprüfer, der 
sich „dann irgendwann“ Zeit für seine 
Enkel nehmen wollte. Oder was immer 
der Kanzleiübergeber in seinem Leben 
noch geplant hat und dafür bis dato kei-
ne Zeit hatte. Die eigene Zeit wird nicht 
mehr. Das eigene Leben zu planen, darf 
Zeit kosten. Hier sollte man auch auf 
sein Bauchgefühl hören. Wenn einem 
vieles schon schwerfällt, wird der Bauch 
„Ja“ sagen und dann ist es immer auch 
ein Zeichen für den richtigen Zeitpunkt 
für die Übergabe.

Viele Steuerberater haben das Ge-
fühl, dass sie es sich nicht zugestehen 
dürfen, gerade in dieser Krisenzeit ihre 
Klienten allein zu lassen: Ich kann mei-
ne Klienten doch jetzt nicht „verlassen“. 
Daher wird dieser Gedanke immer wie-
der weggeschoben. 

Nur durch einen passenden, viel-
leicht sogar ähnlichen Nachfolger kann 
das Wohl der Klienten sehr gut gesichert ©
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Vom richtigen  
Zeitpunkt
NACHFOLGE. Über das Thema Kanzleinachfolge in  
herausfordernden Zeiten. Von Gilbert Ferner und Sabine Kosterski

Sich Gedanken zur eigenen Lebensplanung zu machen,  
kurz anzuhalten, sich zu fragen, ob man bis ganz ans Lebens
ende arbeiten möchte, diese Zeit sollte man sich gönnen.
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werden. Das Rad wird sich weiterdrehen 
und man darf sich mit anderen Dingen 
beschäftigen – auch das kann Spaß ma-
chen und der Druck des Alltagsgeschäfts 
löst sich auf. 

 Die eigenen Klienten würden wohl 
auch nicht die eigene geplante Übergabe 
verschieben, um den eigenen Steuerbe-
rater weiter zu beschäftigen. Hier darf 
sehr wohl das eigene Interesse im Vor-
dergrund stehen, die Zeit ist endlich und 
durch eine Einführung des Nachfolgers 
ist eine gute Weiterbetreuung der Klien-
ten gewährleistet. 

Ist meine Kanzlei in Corona-Zeiten 
noch etwas wert? 
Der Kanzleiwert/Verkaufspreis wird von 
folgenden Faktoren bestimmt:
	Klientenstock: Altersstruktur, Bran-

chen, Nachhaltigkeit des Umsatzes, 
Umsatz-Art, Klientenzugänge und 
-abgänge.

	Mitarbeiter: Qualifikation, Alters-
struktur, Gehaltsstruktur, Beschäfti-
gungsdauer, Produktivität der Mitar-
beiter

	Finanzen: Kostenstruktur, Betriebser-
gebnis, bereinigte Rendite, Umsatz-
entwicklung

	weitere Faktoren: Lage (urban oder 
ländlich), Digitalisierungsstand, Zu-
stand Einrichtung und IT, Kanzlei-

organisation, Arbeitszeit Übergeber, 
Übergabeszenario.

Die meisten dieser Faktoren sind bis dato 
Corona-unabhängig. Lediglich beim 
Klientenstock kann in krisengebeutel-
ten Branchen die Klientenanzahl negativ 
beeinflusst sein. Hier kann durch spezi-
fische Abschmelzungsklauseln das Risiko 
geteilt und abgefedert werden. 

In der Regel wird ein Klientenstock 
– abhängig von der Rendite – nach wie 
vor mit 100 % vom nachhaltigen Um-
satz bewertet.

Findet man noch Nachfolger?
Ein Nachfolger hat durch die Über-
nahme einer bestehenden Kanzlei im 
Vergleich zu einer Neugründung viele 
Vorteile:
	sofort loslegen und Ersparnis der 

schwierigen, oft zermürbenden un-
sicheren Gründungsphase

	Übernahme qualifizierter Mitarbei-
ter, die die Klienten kennen und als 
Ansprechpartner etabliert sind.

	Basis für Kanzleientwicklung durch 
vorhandene Klienten und Umsatz

	praxiserprobte Kanzleiprozesse, ein-
gespieltes Kanzleiteam und Beglei-
tung durch den Übergeber als Men-
tor 

An diesen Fakten ändert Corona nichts. 
Nach wie vor herrscht hier ein Ver-
käufermarkt, d.h., der Verkäufer kann 
aussuchen. Nach wie vor gibt es genü-
gend Interessenten (sowohl bestehende 
Kanzleien als auch Einzelpersonen) am 
Markt. 

Es zeichnet sich dennoch eine 
Entwicklung ab, die den Horizont in 
der Kanzleinachfolge erweitern muss 
und viel Potential sowohl für die Über-
geber- als auch für die Übernehmersei-
te birgt: Junge Kolleginnen und Kolle-
gen sind fachlich zu einer Übernahme 
in der Lage, fühlen sich aber manch-
mal „allein auf weiter Flur“ mit der 
Investition und mit der hohen Verant-
wortung. Für alles verantwortlich zu 
sein, überfordert viele junge Kollegen. 
Eine Möglichkeit ist hier, die Verant-
wortung mit einem Dritten zu teilen. 
Beteiligungsmodelle, bei denen größe-
re Strukturen, fachliches Spezialwissen, 
Verantwortung und Investment geteilt 
werden, tun hier gut. Möglichkeiten 
gibt es – man muss sie nur sehen und 
zulassen. Wichtig ist, Möglichkeiten 
auf das Tapet bringen und zu bespre-
chen und durchzudenken. Dann wird 
es leicht sichtbar und einer Übergabe 
und einer Übernahme steht nichts 
mehr im Wege. Viel Erfolg bei den 
nächsten Lebensschritten. 	 n

ZU DEN 
AUTOREN

Mag. Gilbert  
Ferner ist
Eigentümer  
der KMU-Börse
www.kmu-boerse.at

Mag. Sabine 
Kosterski ist 
Steuerberaterin 
und Klärungs
helferin 
sabine@kosterski.at

Ein Nachfolger hat durch die Übernahme 
einer bestehenden Kanzlei im Vergleich  
zu einer Neugründung viele Vorteile.

1/2021    



NEUE PRODUKTE, SERVICES UND TRENDS. VON KARIN POLLACK

officetools

Kleine Geste, große Wirkung
WERTSCHÄTZUNG. Das Wolpertinger Warenhaus 
hat vorgedruckte Lobkärtchen – um für viele unter
schiedliche Dinge danke zu sagen.

In schwierigen Zeiten vergisst man oft, dass es anderen vielleicht auch  
nicht gerade leicht fällt, durchzuhalten. Dabei kann Mitarbeitermotivation 
oft sehr einfach sein. Ein Lob tut jedem gut. Im Wolpertinger Warenhaus 
gibt es vorgedruckte Lobkärtchen, die als Motivation gedacht sind.  
In der Faltschachtel sind zehn Lobe jeweils zehn Mal, also 100 Lobkärtchen 
insgesamt. www.wolpertingerwarenhaus.de
 

Frische Luft
HYGIENE. Weg mit Viren, Allergenen und 
Staub – was der Luftfilter von Philips kann.

Über Aerosole in der Luft wissen seit der Corona-
Pandemie die meisten Bescheid. Wer alle technischen 
Möglichkeiten für saubere Luft ausnutzen will, sollte sich 
mit den Fähigkeiten des Philips Luftreinigers 3000 Series 
AC3033/10 vertraut machen. Er ist neben regelmäßigem 
Lüften eine Möglichkeit, Partikel aus der Luft zu filtern – 
das können Corona- oder Influenzaviren sein, aber auch 
Staub oder Pollen, die Allergikern zu schaffen machen. 
www.philips.at

40

Augen machen
MEDIZIN. Bildschirmarbeit kann trockene 
Augen machen – mit einer Operation lässt 
sich gegensteuern.

Wer stundenlang konzentriert in den Laptop schaut, 
zwinkert zu wenig. Dabei ist Zwinkern wichtig, weil es die 
Augen mit einem Tränenfilm überzieht. Mitunter können 
ein Sandkorngefühl im Auge oder Rötungen auch körper-
liche Ursachen haben. Eine hormonell bedingte Fehlfunk-
tion der Meibom-Drüse etwa. Das Augenzentrum Seh-
kraft hat sich genau auf dieses Problem spezialisiert und 
bietet die schmerzlose E-Eye-Behandlung mit Pulslicht-
Technologie an. Dadurch wird die Drüse stimuliert und 
die Beschwerden bessern sich. www.sehkraft.at 
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Bewegt sitzen
ERGONOMIE. Wer viel sitzt, sollte mit  
einem Bürostuhl von Aeris Bewegung  
in den Alltag bringen.

Es hilft alles nichts: Im Zeitalter der Digitalisierung ist Bild-
schirmarbeit unvermeidlich. Gesundheitlich betrachtet kann das 
Nachteile haben. Die Bauchmuskeln verkümmern: Kreuzweh 
durch Bandscheibenprobleme sind die Folge. Ein Stück weit 
lässt sich mit ergonomischen Möbeln gegensteuern. Swopper 
heißt ein rundum bewegliches Sitzmöbel des deutschen Unter-
nehmens Aeris. Der Hocker ist nach allen Seiten hin beweglich 
und fordert damit die Muskulatur. Angeblich werden mit dieser 
Sitzweise auch Kalorien verbrannt. Den Swopper gibt es in fünf 
verschiedenen Farben. Information: www.aeris.de
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Auf Sichthöhe
ONLINE-KONFERENZEN. Wie man mit  
einer Handyhalterung bei Videokonfe-
renzen einen guten Eindruck macht.

Wer bei Videokonferenzen einen guten Eindruck 
vermitteln will, sollte mit der Kamera stets auf 
Augenhöhe sein. Das funktioniert mit dem Laptop 
mehr oder weniger automatisch, doch wer über das 
Smartphone an Zoom-Meetings teilnimmt, muss 
die Kamera erst in Position bringen. Hilfreich ist 
eine Smartphone-Halterung wie Black Mamba 
Pro. Die Halterung ist 60 cm lang und lässt sich in 
sämtliche Richtungen biegen. www.arktis.de

Video statt Flugzeug
VIRTUELL TREFFEN. Logitech stellt mit Rally Bar Mini  
das Equipment für professionelle Telekonferenzen vor.

Eine der vielen Veränderungen, die die Corona-Pandemie mit sich gebracht 
hat, ist die Erkenntnis, dass sich viele Reisen vermeiden lassen. Treffen online 
zu organisieren, ist sehr oft eine Alternative. Voraussetzung ist ein Video-
Equipment, das die Teilnehmenden einer Sitzung alle gut erfasst und überträgt. 
Logitech hat dafür Rally Bar Mini entwickelt, eine Video-Bar für kleine Räume. 
Kann ohne Laptop benutzt werden, hat eine gute Tonqualität und ist – weil sie 
Reisen vermeidet – auch ein Beitrag für mehr Umweltschutz. EUR 2.999,–. 
www.logitech.com
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Weitere Webinare und Veranstaltungen in Präsenz finden Sie unter www.oegsw.at
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AKTUELLE VERANSTALTUNGEN DER ÖGSW

terminvorschau

   Webinare

WEBINAR | 11. 5. 2021 | 14.00–17.00
WIE VERTEIDIGE ICH MEINEN MANDATEN  
BESTMÖGLICH IM STRAFVERFAHREN?
ÖGSWEBINAR
Referent: StB Mag. Klaus Hübner
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

WEBINAR | 17. 5. 2021 | 9.00–12.30
INTERNATIONALES STEUERRECHT TEIL 1: 
BESCHRÄNKTE STEUERPFLICHT
ÖGSWEBINAR 
Teil 2: Doppelbesteuerungsabkommen, 18. 5. 2021
Referent: StB MMag. Ronald Wahrlich
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

WEBINAR | 19. 5. 2021 | 15.00–16.00
WISSENSAUSTAUSCH
ÖGSW TALK
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

WEBINAR | 20. 5. 2021 | 17:00–18:30
KANZLEIKAUF
ÖGSWEBINAR
Referenten: Mag. Gilbert Ferner, StB Mag. Sabine Kosterski
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

WEBINAR | 2. 6. 2021 | 13:30–17:00
STEUEROPTIMIERUNG BEI IMMOBILIEN
ÖGSWEBINAR
Referent: WP/StB DDr. Klaus Wiedermann
Ansprechpartner: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

   Präsenzveranstaltungen

Natürlich werden wir die Covid-Vorschriften einhalten  
und auf Sie achten!

WOLFGANGSEE | SEMINAR | 16.–17. 7. 2021
INSOLVENZBERATUNG
ÖGSW FUSCHLER FACHTAGUNG (DIESMAL AM WOLFGANGSEE)
Ort: 5360 St. Wolfgang, Scalaria, See 1
Referenten: WP/StB Dr. Harald Manessinger, UB Mag. Kurt Lichtkoppler,  
RA Dr. MMag. Christof Englmair, Mag. Andrea Hilber
Ansprechpartnerin: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

PÖRTSCHACH | SEMINAR | 6.–7. 9. 2021
ÄRZTEBERATUNG
ÖGSW PÖRTSCHACHER STEUERBERATERTAGUNG
Ansprechpartnerin: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

SEMINAR | LANGENLOIS | 30. 9.–1. 10. 2021
IMMOBILIEN VERERBEN
ÖGSW IMMOBILIENTAGUNG 
Referenten: StB Dr Christian Prodinger, WP/StB DDr. Klaus Wiedermann u.a. 
Ort: LOISIUM Wine & Spa Hotel Langenlois, Loisium-Allee 2,  
3550 Langenlois
Ansprechpartnerin: StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955

WEBINARE 
on Demand 

mit Fortbildungsbestätigung  zu buchen unter 
www.oegsw.at > Webinare > aufgezeichnete  Webinare
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REFERENTEN
WP/StB Dr. Harald Manessinger 
RA MMag. Dr. Christof Englmair, LL.M. 
UB Mag. Kurt Lichtkoppler
Mag. Andrea Hilber, AKOÖ u.a. 

AUSSCHNITTE AUS DEM TAGUNGSPROGRAMM
»	 Häufige Fälle von Einlagenrückgewähr anhand von Praxisbeispielen
»	 Kapitalerhaltung (GmbH, AG & Co KG)
»	 Eigenkapitalersatzrecht – wann greift das?
»	 Negatives Verrechnungskonto 
»	 Haftung Geschäftsführer/Gesellschafter/Abschlussprüfer
»	 Wann liegt Zahlungsunfähigkeit, wann Überschuldung vor? 
»	 Bis wann ist der Antrag beim Insolvenzgericht rechtzeitig und welche 

Unterlagen sind vorzulegen?
»	 Welche Rechtsgeschäfte können angefochten werden?
»	 Ablauf bei Gericht – Vorbereitung des Klienten
	 etc.

TAGUNGSHOTEL
Scalaria, See 1, 5360 St. Wolfgang
scalaria.com

IHRE INVESTITION
WP/StB	 EUR 330,– netto (ÖGSW EUR 270,– netto)
Berufsanwärter	 EUR 270,– netto (ÖGSW EUR 220,– netto)

einschließlich Unterlagen, Mittagessen, Abendprogramm und Kaffeepausen

INFORMATION
Aufgrund der aktuellen Covid-Situation verringerte Teilnehmerzahl.  
Bitte melden Sie sich über die Homepage www.oegsw.at oder  
per E-Mail sekretariat@oegsw.at an. 

INFORMATION
Für Fragen wenden Sie sich bitte an ÖGSW Generalsekretärin  
StB Mag. Sabine Kosterski, Tel.: 0664/12 77 955,  
E-Mail: sabine@kosterski.at 

ÖGSW FUSCHLER FACHTAGUNG  
AM WOLFGANGSEE
INSOLVENZ- UND SANIERUNGSBERATUNG
PRAXISFRAGEN – PRAXISLÖSUNGEN

16. UND 17. JULI 2021
ST. WOLFGANG

www.oegsw.atWir verbinden Menschen und Wissen.
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